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Telegraphiſche Nachrichten. 
Wien, 22 Januar. (Prozeß Ofen beim) Die übrigen geſtern 
vernommenen Zeugen ſagten übereinftimmend aus, daß bei den Lieferun⸗ 
gen für die Lemberg Erernowiger Bahn ein Nachlaß von 3 Prozent 
gefordert wurde und daß es nicht Uſus ſel, den Eiſenbahndirektoren 
Proviſionen zu bewilligen. In der heutigen Sitzung wird ein Schrei⸗ 
ben des früheren Miniſters von Plener verleſen, in welchem derſelbe 
anzieht, daß er feinerzeit auf Abſtellung der bei der Bahn vorhande⸗ 
nen Uebelſtände gedrungen habe. Strafbare Momente hätten ſich da ⸗ 
mals nicht ergeben. Das für die erſt ſpäter eingeleitete Unterſuchung 
zuſammengeſtellte Material habe er ſeinem Amts nachfolger übergeben. 
Hierauf wird die Vernehmung des Zeugen Ziffer zu Ende geführt. 
Nachdem der Gerichtshof demnächſt den Beſchluß verkündet hatte, daß 
Zeugen, welche Verwaltungsräthe geweſen find, erſt nach ihrer Ver⸗ 
nehmung vereidigt werden ſollen, wurden noch die Verwaltungsräthe 
Scchornicki und Pietruski vernommen, wobei der Letztere beſtätigte, daß 
der Berwaltungsrath die von den Fabrikanten zugeſtandene Proviſion 
dem Angeklagten unter gewiſſen Vorausſetzungen überlaſſen habe. 
Nom, 21. Januar. Nachmittags. In der heutigen Sitzung der 
Deputirtenkammer brachte der Präſident des Miniſterrathes und 
Fimanzminiſter Ming hetti die Geſetzvorlagen ein, welche die vor · 
zunehmenden öffentlichen Arbeiten, die Befeſtigungen, die Straßen⸗ 
| bauten in den ſüdlichen Provinzen und die Verbeſſerung der Beamten 
gehalte betreffen. Der Miniſter gab dabei ein Expoſe über die finan⸗ 
zielle Lage und ſchlug zur Deckung der außerordentlichen Ausgaben 
eine Reorganiſtrung der Tabaktariſe vor; auch ſtellte er eine Reform 
d ufumptionsftener in Ausſicht und ſprach dabei die Hoffnung 
„gef ech Sinnghn die fi 


n der Handels 8 würden, eine 9 i 
von mindeſtens 20 Millionen erzielt werden könne. Eine Ve: beſſerung 
der beſtehenden Steuern ſei dabei noch gar nicht in Anſchlag gebracht. 
Ferner wurde vom Finanzminiſter ſowohl für die Ausfuhr⸗ wie für 
die Einfubrzölle die Goldzahlung vorgeſchlagen und darauf hinge⸗ 
wieſen, daß die Herſtellung des Gleichgewichts im Staats baushalte 
im Lauſe der jetzigen Seſſion um ſo nothwendiger ſei, als zu Ende 
dieſes Jahres nur noch 60 Millionen Papiergeld als letzte Hilfsquelle 
verblieben. Sämmtliche Geſetzvorlagen wurden nach dem Antrage des 
Mimiſters an eine Kommiſſion verwieſen. N x 3 
— Abends. Der Finanzminiſter Minghetti erwähnte in ſeinem 
heutigen finanziellen Expoſe unter den zur Deckung der außerordent⸗ 
lichen Ausgaben beſtimmten Maßregeln auch noch eine Schatzoperation. 
Letztere fol nun, wie ſich aus den der Kommiſſton gemachten Mit⸗ 
theilungen ergiebt, darin beſtehen, daß von den für die Jahre 1875 
und 1876 zur Ziehung beſtunmmten Tabaksobligationen zwei Serien 
in den Jahren 1882 und 1883 amortiſirt werden. 
155 u... Januar. Die neuerbaute deutſche Panzerftegatte 
„Kaiſer“ hat geſtern, mit den deutſchen Regierungskommiſſarien an 
Bord, eine Probefahrt gemacht, welche, der Angabe des „Reuter ſchen 
Bureaus“ zufolge, außerordentlich günſtige Reſultate ergeben hat. 
Sowohl der bauliche Zuſtand des Schiffes, wie die Kraft der Maſchi⸗ 
nen und die erzielte Schnelligkeit waren durchaus befriedigend. — Der 
Großfürſt Sergius von Rußland iſt geſtern zum Beſuch des Herzogs 
von Evindurg bier eingetroffen. 


Vom Landtage. 


3. Sitzung des Herrenhauſes. 

Berlin, 22. Januar, 11 Uhr. Am Miniſtertiſch Graf zu Eulen⸗ 

burg, Dr. Friedenthal und Geh. Rath Perſius 0 ü 
Neu eingetreten ift Herr von Winterfeld. Ein Schreiben des Mi⸗ 
niſters des Innern betreff nd die Perſonglveränderungen im Herren: 
hauſe ſeit der vorigen Seſſion wird der Matrikelkommiſſion überwie⸗ 
fen. Vom Finanzminifter find 300 Exemplare des Staatsbaushalts⸗ 
etats überſendet und werden pertheill werden. Vom Juſtizminiſter 
find eingegangen zwel Geſetzentwürfe betreffend die Gebühren der 
Anwälte und Advokaten und betreffend die Gebühren der 
Advokaten, Rot Stribenten uf. w. im Bezirke des Ap⸗ 

i i u n. 1 2 

ele rte 1 Putbus iſt folgendes Schreiben eingegangen: 
N Ew Erlaucht verfehle ich nicht im Anſchluß meines Schreibens 
vom 20. Mai v. J. ganz erzebenſt mitzutheilen, daß Se. Majeſtät der 
N Kaifer und König die Gnade gebabt bat, die pon mir allerunterthäs 
migſt erbetene ehrengerichtliche Unterſuchung betreffs der am 12 und 
186. Mai vorigen Jahres im Haufe der Abgeotbu sen Kea Ente er⸗ 
hobenen Beſchuldigungen zu genehmigen. Das lee 15 seh ennt⸗ 
niß des Ehren raths iſt vom 15. Dezember v. J, die b a ge 
ſicigung vom 23 deſſelben Monats, die Publika ion de di b Mit⸗ 
mich am 12. Januar d. J. erfolgt Ew. Erlaucht dürften Sie = 
therlungen in dieſer Angelegenheit zuge Ag fein, wonach chile Si. 

anlaſſung nehmen wollen, dem Herrenbauſe in einer der na en E 
tzungen geeignete . zu machen. Genehmigen Ew. Er⸗ 
laucht u. ſ w. Fürſt zu Putbus.“ 5 1 bei 
Präſident Graf Stolberg: Die Vorausſetzung, daß mir be 
reits anderweile Mittheilungen gemacht worden feien, ift zutreſſend. 
Dieſe Mittheilungen ſind mir nicht ganz zureichend erſchienen und ich 


TE 
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vom 16. d. M. habe ich Seiner Majeſtät dem Kaiſer und Könige vor: 
getragen. Allerhöchſtdieſelben ſind mit Ew. E 


etwa durch bloße Bekanntmachun 


werde möge. 


zu Putbus für 


ch in 270 
nehme Aber c 
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haus ganz ergebenſt anheimſtellen. + 
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Sonnabend, 23. Januar 


Erſcheint täglich drei Mal.) 


„Berlin, den 19. Januar 1875. Ew. Erlaucht geehrtes Schreiben 


rlaucht Anſicht, daß in 


der ehrengerichtlichen Angelegenheit des Fürſten zu Putbus eine Mit⸗ 
theilung an das Herrenhaus erforderlich erſcheine, einverſtanden und 
genehmigen eine ſolche hierdurch gasdrücklich. 


Se. Majeſtät geruhten 


auch auf die Frage einzugeben, in welcher Form und in welcher Aus⸗ 


dehnung dieſe Mütheilung zu erfolgen haben werde, und äußerten ſich 
dahim daß eine kurze ) | } n 
das Herrenhaus wohl beffer üler dieſelde unterrichten würde, als es 


Darſtellung des Verlaufs dieſer Angelegenheit 


der Beſtätigungsordre geſchehen 
Kböchſt beauftragt worden, Ew. Er ⸗ 


würde. — Demzufolge bin ich All 


laucht dieſe Darſtellung in kurzen Zügen zu geben. Der Fürſt zu hut: 
bus iſt, nachdem der Abg. Lasker ihn in ſeiner Rede vom 12. 


Mai 
1874 angegriffen, ſogleich geſtützt auf feine Eigenſchaft als Offizier 
a la Suite der Armee mit dem Geſuche bervorgetreten, daß die An- 
gelegenbeit einer militärehrengerſchtlichen Beurtheilung unterworfen 
Die Genehmigung dieſes Geſuches iſt zunächſt bean⸗ 
ſtandet worden, weil es einestbells bet der Nmur der hier vielfach in 
Frage kommenden Verhältniſſe ſehr zweifelbaft erſchien, ob die 

eurtheilung derſelben einem ſolchen Sachen ganz fremden 
Militär Ebrengericht auferlegt werden könnte, und anderer⸗ 
ſeits, weil ein gewiſſer Widerſeruch darin lag, daß der Fürſt 
Handlungen, die mit ſeiner Eigenſchaft als 
Offizier in keinem Zufammenbange ſtanden, ſofort und vor jeder an: 
derweitigen Erörterung der Sache vor ein Militär⸗Ehrengericht ger 
ſtellt werden ſollte. — Wenn die Entſcheidung der Sache ſich bis jetzt 
verzögert hat, fo trifft den Fürſten Putbus bern nicht die mindeſte 
Schuld, ſondern es liegt dies lediglich in der Erörterung der vor⸗ 
ſtehenden erheblichen Bedenken. Die wiederholten dringenden Geſuche 
Putbus haben zur Folge gehabt, daß von dieſen Be⸗ 


des Fürſten zu 5 
denken zum Theil abgeſehen worden ift; feſtgehalten iſt aber worden, 


daß ein Milztär Ehrengericht nicht in der Lage fein könne, die Thä⸗ 
tigkeit des Fürſten zu Putbus als Präſes eines E 
nach allen Richtungen hin kompetent zu beurtheilen und hat ſich das 
Ebrengericht daher auf die E örtexung der deu Standpunkt des Dift: 
ziers weſentlich und hauptſächlich berührenden Fragen; ob eine perſöa⸗ 
liche Bereicherung ſtattgefunden, oder ob eine ſolche in einer ehren⸗ 
erichtlich zu rügenden Weiſe an zeſtrebt worden, beſchränkt. Beide 
Fragen hat das Ehrengericht auf Grund des beigebrachten Beweis⸗ 
materials dverneinend beantworte, die erſte mit dem Zufag, daß im 
Gegeniheil dem Fürſten zu Putt, 7 erhebliche Koſten erwachſen 
ſeien, und hat demzufolge ein mung Freisprechung beantragt. 
"Mei der Kaiſer une Küng haber e TEN durch 
. Dezember 1874 zu beftätigen ge⸗ 
ruht. Ew Erlaucht darf ich hierdurch die Mitthei ung an das Herren⸗ 
v. Albedyil. 
Präſident Graf Stollberg: Ich kann wohl der Genugihuung 
. 180 die Angelegenheit für das Herrenhaus in dieſer 
eiſe erledigt iſt. i g 
5 he: rolgt hierauf nachfolgende Interpellation des Fürſten zu 
utbus: 

Ich erlgube mir an die königliche Staatsregierung die Anfrage 
zu richten, 15 dieſelbe geneigt iſt, unter Modifikation der Inſtruktion 
vom 7. Februar 1874 über Behandlung der Abgaben⸗Vertheilung in 
Folge von Dismembrationen, die Landräthe mit Anweiſung zu ver⸗ 
feben, daß fie fernerweit die Amtsvorſteher mit den Verhandlungen 
über die Angabenvertheilung in Folge von Dismembrationen nicht be⸗ 
auftragen, vielmehr dabei nur eine begutachtende und vermittelnde 
Thätigkeit von ihnen in Anſpruch zu nehmen? 8 
Der Interpellant motivirt dieſe Anfrage durch die in den öffent⸗ 
lichen Blättern bereits mitgetheilte Darlegung der Sachlage und 
ſchließt mit der Erwartung, daß die königliche Staats⸗Regie⸗ 
rung uns ſolche Aufklärung in dieſer Angelegenheit geben wird, da 
19 15 r können, beſtimmte Anträge an dieſe Interpellation 
zu knüpfen. r 
Geh Rath Perſius: Die königliche Stgatsregierung erkennt 
nach den von ihr in neueſter Zeit gemachten Wahrnehmungen auch 
ibrerſeits das Bebürfniß an, eine Deklaration der unter dem 7. Fer 
bruar vorigen Jahres von dem Miniſter des Innern und der land⸗ 
wirthſaftlichen Angelegenheiten le Minifterial Inſtruktion eins 
treten zu laſſen. Nach Anſicht der Regierung würde es der Stellung 
der Amtsvorſteher im Sinne des e e nicht ent: 
ſprechen, wenn die Landrälhe allgemein die Abgabenvertheilung den 
Amts vorſtehern zuweiſen und von ihnen diejenigen Arbeiten verlangen 
würden, deren Ausführung im Weſentlichen, ohne die Amtsgeſchäfte 
zu fördern, nur eine Entlaſtung der Landräthe bedeuten würde. Die 
Staatsregierung erkennt als den richtigen, in Zukunft zu befolgenden 
Grundſotz an, daß die Landräthe nach dem betreffenden Paragraphen 
der Inſtrultzon vom 7. Februar in der Regel dieſe Arbeiten ſelbſt 
auszuführen und die Amtsvorſteher nur in ſolchen einzelnen Fällen in 
Anfpruc zu nehmen haben, wo ganz beſondere Umſtände dies rechtfer⸗ 
tigen. In dieſem Sinne wird von dem Miniſter des Innern und der 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten binnen Kurzem eine entsprechende 
Eirkularverfügung an die Landräthe erlaſſen werden und giebt ſich die 
Regierung der Hoffnung bin, daß damit dem Wunſche der Interpel⸗ 
lanten entſprochend fein dürfte. 

Auf den Antrag des Herrn von Kraſſow tritt das Haus 
in eine Beſprechung der Interpellation ein, in welcher Herr von 
Kleiſt Retzow die Beſchwerden der Amtsvorſteher wegen ibrer 
Ueberbürdung nochmals des Näheren vorführt. Die Amtsvorſteher 
ſeien auch in allen Fällen, wo ſie gleichzeitig Gutsvorſteher waren, 
gezwungen worden, zugleich die Funktionen eines Standesbeamten zu 
übernehmen, eine Maßregel, die ſich durch das Civilehegeſetz in keiner 
Weiſe rechtfertigen laſſe. 

Damit iſt dieſe Angelegenheit erledigt und ſchlietzt die Sitzung um 
12 Uhr. Die nächſte Sitzung iſt unbeſtimmt. 
eee eee eee eee eee ee eee 


Deutſcher Reichstag. 
50. Sitzung. 
Berli 3 N i s 
brück, 5 Naben 8 12% Uhr. Am Tiſche des Bundesraths Del 


Abg. v. Cuny zeigt dem Präſidenten ſeine Ernennung zum Pro⸗ 
feſſor des en Rechtes an der Univerſität in Berlin an. Ob⸗ 
wohl mit dieſer Ernennung weder eine Standeserhöhung noch eine 


voſener Zeilun 


— T—— ̃ ——— —- ̃˙— i ˙¹üü ——ʃ' anne: 


babe mich deshalb fofort an den Chef des Militärkabinets, General Gehaltsverbeſſerung verbunden iſt, fo 
Albe dyll, gewendet und meine Anſicht dahin ausgeſprochen, daß es 
wünſchenswerth ſei dem Herrenhaufe eine nähere Mütheilung über den 
Ausfall dieſer Angelegenheit zukommen zu laſſen, Infolge deſſen habe 
ich vom Herrn General von Albedyll folgendes Schreiben erhalten : 


ſeinen Vertreter hierüber folgende Auskunft ertheilt: „Nach den ſeiner 


Dresden, Frankfurt a. M. 


In Berlin, Dresden, Börlip 
beim „Inwalidendauk. 
Inſerate 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Zeile oder deren var ? 
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Nachmittags angenommen. 


t N will der Herr Abgeordnete d 2 
dem Hauſe die Eutſcheidung darüber überlaſſen, ob die Fortdauer 
feines Mandats durch dieſe Berufung irgendwie in Frage geſtellt wird. 
Sein Schreiben wird daher an die Geſchäftsordnungskommiſſiton über⸗ 
wieſen, worauf das Haus in feine Tagesordnung eintritt. i 
Abg. Rickert berichtet zunächſt Namens der 5. Kommiſſion über 
die dim Haufe mitgetheilte Ueberſicht der ordentlichen und außeror⸗ 
dentlichen Ausgaben und Einnahmen des deutſchen Reiches für 1873 
zefp. die innerhalb dieſes Jahres vorgekommenen Etatsüberſchreitungen. 
Der Antrag der Kommiſſion geht dahin, die Etatsüberſchreſtungen im 
Betrage von 5 447,948 Täler. 11 Sgr. 4 Pf. vorbehaltlich der bei der 
Prüfung der Rechnungen etwa ſich noch ergebenden Erinnerungen 
vorläufig zu genehmigen. 70 
Der Referent Abg. Rickert hebt zunächſt in Bezug auf die 
äußere Form der vorgelegten Etatsüberſicht die auffallende, mit einem 
Beſchluß des Reichstags vom Jahre 1872 in Widerſpruch ſtehende 
Abweichung von der früheren Praxis hervor, daß die Ausgaben für 
1873 nur nach Kapiteln und Titeln, aber nicht nach Poſitionen vor⸗ 
gelegt find. Der Vertreter der Regierungen berief ſich vor der Kom 
miſſion darauf, daß der Etat für 1873 auch nur nach Titeln bewilligt 
worden ſei, nicht nach Poſitionen, und daß die Rechnungslegung mit 
der Bewilligungsform korreſpondiren müſſe. Ihm wurde darauf er 
widert, daß ſich die Majorität des Reichstags im Jahre 1872 nicht 
bewußt geweſen ſei, daß mit der Bewilligung nach Titeln ſtatt nah 
Pofitionen eine fo weſentliche Veränderung in der geſammten 
Grundlage für die Rechnungslegung und für die Aufſtellung der 
Etalczüberſchreitungen vorgenommen werden ſolle. Es liege zu der 
Verſäumniß um fo weniger irgend ein Grund ver, als die 
auch im Ekat pro 1873 vorhandenen Uebertragungsvermerke dei den 
einzelnen Poſitionen abſolut keinen Sinn hätten, wenn das Haus in 
bindender Weiſe nur nach Titeln hätte abſtimmen wollen. Die Kom 
miffion hat ih daher jedes beſonderen Antrages enthalten und ihre 
Stellung zur Sache dadurch genommen, daß fe ihre geſammte kritiſche 
Arbeit auf Grund der einzelnen Poſitionen vollzog. Der Redner 
geht nun auf die Etatsüberſchreibungen im Einzelnen ein, von denen 
manche auch in weiteren Kreiſen intereſſiren werden. So iſt von den 
40,000 Thalern des Dispoſitions fonds des Reichskanz⸗ 
leramts die Hälfte in Ausgabe angeſetzt als Beitrag zu den Koſten 
aus Anlaß des Aufenthaltes des Schah von Perſtien in 
Deutſchland. Das auswärtige Amt hat in der Kommiſſion durch 


a; 


Zeit amtlich eingezogenen Erkundigungen iſt der Schah von Perfien 
in allen Ländern, die er beſuchte, als Gaſt behandelt und demgemü ß 
auf öffentliche Koſten bewirthet worden. Es erſchien deshalb als eine 
Pflicht des politiſchen Anſtandes für die deutſche Regierung, in dieſer 
Beziehung binter den anderen Ländern nicht zurückzubleiben. Die 
Koſten des Aufenthaltes des Schah in Deutſchland belaufen ſich auf 
rund 54 000 Thaler. Die Höhe dieſer Summe erklärt ſich theils au 
gen Sr. perſiſchen Majeſtät in Berlin und Potsdam gegebenen 8 
lichkeiten, theils aus dein Umſtande, daß der Schah nach ſeinem hieſt⸗ 
gen Aufenthalte Süddeutſchland befucht hat, ihm von der ruſſiſchen 
bis zur belgiſchen Grenze Extrazüge zur Verfügung geſtellt, Offiziere 
und Hofbeamte zur Begleitung beigegeben worden ſind. Da dem * 
fuch des Schah weder ein dynaſtiſches, noch ein Familienintereſſe. ſon? 
dern lediglich ein politiſches Intereſſe zu Grunde lag, der Beſuch 
auch Sr. Majeſtät nicht in Allerhöchſtdeſſen Eigenſchaft als King 
von Preußen, ſondern vielmehr als deutſcher Kaiſer galt, ſo 
würde es nicht zu rechtfertigen geweſen ſein, die Koſten der Aufnahme 
des Schah dem Hofmarſchallamte ausſchließlich aufmbürden.“ Die 
Kommiſſion hat ſich mit dieſer Erklärung vollſtändig befriedigt erklärt 
und hält die Ausgabe von 20,000 Thlr. aus dem Dispoſitionsfonds 
für gerechtfertigt. Bei den Ausgaben des auswärtigen Amtes 
find mehrere Etatsüberfchreitungen vorgekommen, welche durch ſehr 
gusführliche Mütheilungen des Vertreters des auswärtigen Amtes 
ihre Erklärungen und Rechtfertigung gefunden haben. Fär extraordi⸗ 
näre Hilfsarbeiter find 15,000 Thlr. mehr ausgegeben worden, als 
urſprünglich in Ausſicht genommen waren. Es ſind aber die Geſchäfte 
des auswärtigen Amtes in ſtetem Zunehmen begriffen. Während im 
Jahre 1869 die Zahl der bei der 2. Abtheilung eingegangenen Sachen 
ſich auf 27,188 belief, war dieſelbe am Schluß 1873 auf 38,869 geſtie⸗ 
gen und wird zu Ende des Jahres 1874 auf mindeſtens 44 000 ge⸗ 
wachſen ſein. Auch an nicht feſtangeſtellte Beamte bei den Geſandt⸗ 
ſchaftsbehörden haben weit mehr Remunerationen gezahlt werden 
müſſen, als im Etat ausgeworfen waren. Im Jahre 1873 find zur 
orpnungsmäßigen Erledigung der Amtsgeſchäfte überhaupt 27 Hilfe 
arbeiter bei den kaiſerlichen Botſchaflen in London, Paris, Petersburg, 
Wien, Konſtantinopel, Peking und Rom, ſowie bei der Minifterrefie 
bentur in Japan beſchäftigt geweſen, welche an Diäten und Remu⸗ 
neration überhaupt nur 47,131 Thlr. erhalten haben. Aus Anlaß der 
Anweſenbeit der außerordentlichen japaniſchen Botſchaft find 8 
Thlr. Koſten erwachſen. Dem Botſchafter in Petersburg find 1 
Thlr. als theilweiſer Erſatz der Koſten eines von ihm gegebenen Bale 
feſtes gezahlt worden. Auch bezüalich dieſes Poſtens hat der Vertreter 
des auswärtigen Amtes eine vollſtändig befriedigende Erklärung ab⸗ 
gegeben und zugleich erklärt, daß das auswärtige Amt im Allgemeinen 
die Praxis ſeſtgehalten hat, dem Reichstage nicht eine durchgreifende 
Gehaltsverbeſſerung der Geſandten vorzuſchlagen, ſondern denſelben 
bei außergewöhnlichen Gelegenheiten — es handelte ſich bier um ein 
Ballfeſt bei Gelegenheit der Anweſenbeit Sr. Majeſtät des Kaiſers in 
St. Petersburg — außerordentliche Remunerattonen zu gewähren. 
Das Dienſteinkommen der Gefandten reicht zu einem ſtandesgemäßen 
Leben nur knapp aus; für außerordentliche Ausgaben läßt daſſelbe 
daher nichts übrig. In der Kommiſſion hat ferner noch eine Dis⸗ 
tuffion Nattgefunden über die Koſten aus Anlaß der Verleihung preu⸗ 
ßiſcher Orden an die Könige von Siam. Dieſelben hatten Sr. Ma⸗ 
jeſtät dem Kaiſer, Sr. kaiſ. kgl. Hoheit dem Kronprinzen und verſchie⸗ | 
denen höheren Staatsbeamten Orden verehrt und dieſe Freundlichkeit 
mußte erwiedert werden. 7 5 3 i 
Auf die Details aus andern Verwaltungszweigen müſſen wir ver⸗ 
zichten und erwähnen nur noch, daß das Haus dem Antrage der Kom⸗ 
miſſion zuſtimm 


t. f . 

Derſelbe Referent berichtet ſodann über die außeretats⸗ 
mäßigen auferordentlichen Ausgaben, welche durch den 
Krieg gegen Frankreich veranlaßt find oder mit demſelben 
in Zufammenhang ſtehen und empfiehlt dem Haufe Namens der Kom⸗ 
miſſion den folgenden Geſetzentwurf über die Verwendungen 
aus a franzöſiſchen Kriegskoſten⸗Entſchädigung zur 

nnabme: ! ’ 

„8 1. Die von der Reichshauptkaſſe im Jahre 1873 aus Anlaß 
des Krieges genen Frankreich für gemeinſame Zwecke veransgabten 
Koſten find, ſoweit dieſelben nicht unter Ziffer 9 des 8 1 des Geſetzes 
vom 8. Juli 1873 fallen mit noch 126,211 Thlr. 6 Sgr. 1 Pf. aus der 
von Frankreich gezahlten Kriegs koſten⸗Enkſchädigung vorweg zu bes 


ſtreiten. 


Verwaltung des 


8 2. Die dem Reichskamler im Artikel 2 des Geſetzes vom 2. Juſi 
1873 ertheilte Ermächtigung, die durch die Kriegführung wider Frank⸗ 
reich und dem ehemaligen norddeutſchen Bunde erwachſenen Ausgaben 
aus dem Antbeile deſſelben an der framöſiſchen Kriegskoſten Ent⸗ 
ſchädigung einſchließlich der Bindertzäge diejes Antheils zu beſtreiten, 
dauerk fort, Dem Reichs tage iſt bei der nächſten ordentlichen Zu⸗ 
ſammenkuaft deſſelben über die Ausführung dieſer Beſtimmung Rechen 
ni zu geben. Soweit die Aus ührung dann noch nicht erfolgt ist, 
bleibt binſichtlich der weiteren Fortdauer der im Vorſtehenden bezeich⸗ 
neten Ermächtigung geſetzliche Anordnung vorbehalten.“ 

Das Haus genehmigt ſowohl dieſen Geſctzentwurf, als auch fol- 
genden Antrag der Kommiſſion: u erklären, daß durch die Vorle⸗ 
gung der Ueperſicht der außeretalsmäßigen außerorpentlichen, durch 
den Krieg mit Frankreich veranlaßten Ausgaben der Vorſchrift im Ar⸗ 
tikel 2 8 4 d s Geſetzes vom 2. Juli 1873 genügt ſei.“ 

Es folgt die zweite Berathung der Zuſammenſtellungen der von 
den betheiligten deutſchen Staaten auf Grund des Geſetzes vom 8. 
Juli 1872 eingegangenen Liguidatio nen. Die Kommiſſion be⸗ 
antragt: vorbehaltlich der Erinnerungen, welche ſich bei der dem 
Nechnungshofe nach Artikel V Abſatz 4 des Geſetzes vom 8. Juli 1872 
obtiegenden Prüfung ergeben, die Summe von 33.260.498 Thlr. 1 Sgr. 
als gemeinſame Kriegskoſten im Sinne des Artikel J Abſatz 2 des 
Geſetzes vom 8 Juli 1872, betreffend die franzöſtſche Kriegskoſtenent⸗ 
ſchädigung feſtzuſtellen. Das Haus hat gegen dieſen Antrag nichts 

u erinnern. 

2 Das Gefeg wegen Abänderung des Geſetzes vom 8 Juli 
1872, betreffend die franzöſiſche Kriegskoſten⸗Enut⸗ 
ſchädigung, war an die Kommiſſion zurückverwieſen worden, 
weil es nicht möglich geweſen war, die in dieſem Geſetz in Ausficht ge⸗ 
nommene Erhöhung der zur Wieverberfiellung, Vervollſtändigung und 
Ausrüſtung der in Elſaß-Lothringen gelegenen Feſtungen von der 
Kriegskoſtenentſchädigung zu verwendenden Summe, ſoweit ſie im 
Jahre 1875 ſchon verwendet werden ſoll, in den Etat aufzunehmen. 
Die Kommiſſion bat deshalb in einem neuen $ 2 die Ermächligung 
ausgeſprochen, daß im Jahre 1875 die Summe von 3 739 946 Mf. 25 
Pf., alſo 3,600,000 Mk. mehr als im Etat dafür angeſetzt waren, zum 
ſorliſikatoriſchen Ausbau der elfaß⸗lolhringiſchen Feſtangen verwendet 
werden ſoll. Das Haus tritt dieſem Antrage bei. 

Auf Grund des Berichtes der Reichsſchuldenlommiſſion über die 
Schuldenweſens des norddeutſchen 
Bundes reſp. des deutſchen Reiches im Jahre 1873 und im Jahre 
1874, fowie über den Reichskriegsſchatz für das Jahr 1874 wird ſodann 
der Reichsſchuldenkommiſſion Decharge ertheilt. 

Die Allgemeinen Rechnungen über den Haushalt des 
norbdeutigen Bundes für das 2. Semefler 1867 bis Ende 1870 ver: 
anlaſſen den Abg. Richter zu folgenden Bemerkungen: Den Fleiß 
und die Mühe, die ſich die Kommiſſton bei Prüfung dieſer Rechnungen 
gegeben bat, erkenne ich vollnändig an. In der Hauptſache aber find 
dieſe Rechnungen gar nicht zu prüfen. Ber den Rechnungen pro 1867 
und 1868 liegen nämlich Bemerkungen des Rechnungshofes gar nicht 
vor, da er ſich nicht für verpflichtet gebalten hat, auf Grund der 


gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmung dieſen Rechnungen Be⸗ 
merkungen hinzuzufügen. 


Das Reichskanzleramt hat verſucht, eine 
andere Auſicht des Rechnungshofes herbeizuführen; er iſt jedoch in 
betreff der Jahre 1867 und 1868 bei feinem Beſchluſſe ſtehen geblieben 
und hat ſich nur bereit erklärt, bei den Rechnungen für 1869 Be⸗ 
merlungen anzustellen. Seitdem iſt eine Reibe von Jahren vergangen, 
und mir ſcheint, daß wir einer baldigen, gefegiihen Regelung diefer 


Frage überhaupt noch nicht entgegenſehen dürfen. Da liegt denn aun 


die Frage nahe, ob es überhaupt gerechtfertigt iſt, bei dieſen Rech ⸗ 
nungen Decharge zu ertheilen und fo vor dem Lande den Anſchein zu 
erwecken, als ob hierbei alles in der geſetzlich vorgeſchriebenen Ordnung 


ſich befinde, was durchaus nicht der Fall iſt. Wenn wir die Decharge 


dennoch ertheilen, ſo geſchieht es, weil es ſich bier um Rechnungen des 
verfloſſenen norddeutſchen Bundes handelt, und weil wir hoffen, daß 
noch in diefer Seſſton wenigſtens dar jenige beſcheidene Maß von 
Didnurg in dem Rechnungsweſen herbeigeführt werden wird, welches 
im Preunen auf Grund der betreffenden Geſete beſteht. Wenn es 
nicht gelingen ſollte, noch in dieſer Seſſion das Geſetz über den Ober⸗ 
Lechnungshof zum Abſch uß zu bringen, ſo wird die Regierung einer 
geſetzlichen Verlängerun; des Mandates für den Rechnungshof bis 
zum nächſten J hre bedürfen. Wir erwarten, daß dieſe Mandalsver⸗ 
längerung eintritt auf Grund der für die Oberrechnuneskammer jetzt 
geltenden preußiſchen Beſtimmung insbeſondere des preußiſchen Ober⸗ 
rechnungskammergeſetzes vom Jahre 1859. a 

Abg. v. Benda: Die angeregte Frage ſteht gegenwärtig nicht 
zur Beratbung. Wenn das proviſoriſche Geſetz der Mandatsverlän⸗ 
gerung ſelbſt uns vorgelegt werden wird, daun werden wir zu erwä⸗ 
gen haben, ob es in unſerem Intereſſe liegt, fo zu verfahren, wie der 
Vorredner es für wünſchenswerth erklärte. 4 

Die Rechnungen ſelbſt werden ſelbſtverſtändlich genehmigt. 

Es folgt bierauf die dritte Berathung des Geſetzes über 
den Landſturm. In der Generaldebatte erbält zunachſt das 
Wort der an ’ 5 

Abg. Duncker: Meine Freunde und ich haben ſich enthalten, die 
von uns geſtellten und in der zweiten Leſung abgeworfenen Amende⸗ 
ments in dem gegenwärtigen Stabrum der Berathung wieder einzu: 
dringen. Wir baden aber ernſtlich erwägen müſſen, ob wir der Faſ⸗ 
fung, weſche die Vorlage erhalten hat, noch zuſtimmen können. Ich 
halte die Vorlage weder für verfaſſungswid ig, noch für eine Verſtär⸗ 
kung des Militariemus, voraussefegt, daß Kautelen geſchaffen werden, 
wodurch Männer, die ihren Pflichten gegen bas Vaterland bereits im 
weiteſten Maße genügt haben, vor einer Verlängerung ihrer Dienſt⸗ 
eit geſchützt ſind. Leider iſt dieſer Zweck durch die nur mangelhafte 
Amendirung des $ 5 nicht vollkommen erreicht worden, dennoch fürchte 
ich, daß die Lage dieſer Männer eine noch ſchlimmere ſein wiro, wenn 
das Geſetz gar nicht zur Annahme gelanzt, weil die Regierung — 
freilich im Gegenſatz zur Mehrheit dieſes Hauſes — ſich ſchon nach 
§ 45 des Wehrgeſetzes von 1867 das Recht vindizirt, Landſturmpflich⸗ 
tige in die Landwehr eirzuſtellen, und im Notbfalle dies in noch wei⸗ 
terem Maße thun wird, als wenn wir ausbprücklich in das Geſetz bin» 
einſchreiben, daß ſolches nur in Ausnahmefällen, zuläſſig ſein ſoll 
Freilich legt in dieſem Geſetze eine Verfaſſungsänderung, die beſſer 
Ausdrücklich hätte ausgeſprochen werden ſollen, u welcher wir indeſſen 
zweifellos kompetent find. Dies Geſetz hat für mich aber auch die 
Bedeutung, daß es gleichſam anzeigt, daß die Grenze unferer Stier 
denspräſenzſtärke erreicht iſt und die Reichsregierung für den Kriege: 
fall ihren Rückhalt in anderen Formationen ſucht. Ich werde danach 
auch nicht verfehlen, bei der nächten ſich mir darbietenden Gelegenheit 
anf eine Herabſetzung der Friedenspräſenzziſfer und eine Abkürzung 
der Dienſtzeit zu dringen. Vor Allem aber fürchte ich, daß, wenn das 
Geſetz heute abgelehnt oder nur mit ſchwacher Maforität angenom⸗ 
men werden follte, das Ausland daraus die Hoffnung ſchöpſen könnte, 
daß das Volk nicht gewillt ſei, ſich zum Landſturm ausheben zu laſſen, 
weil ſeine Vertreter ihre Zaſtimmung dazu nicht gegeben haben. 
(Lebhafter Widerſpruch im Zentrum.) Auch nicht einmal ein ſchein⸗ 
barer Anlaß zu einer ſolchen Miß eutung fol geboten werden, die 
unter Umſtänden wirk ich zu einer Gefährdung des euxopäiſchen Frie⸗ 
deus heitragen könnte. Darum werde ich für das Geſetz ſtimmen. 


(Beifall) 2 
Abg. v. Adelebſen: Den defenſiven Charakter des Landſturms 


der F eiheitskriege hat die mit dieſem Geſetze geſchaffene Formation 


nich', ſchon weil fie nur einen Theil der geſammten bewaffneten Macht 
Darſtellt und alle ſtrategiſchen Bewegungen des Heeres mitmachen wird. 


Wenn es auch beißt, daß der Landſturm in der Regel in eigenen Ka⸗ 


Dres formirt werden fol, ſo kann mich das nur ſehr wenig beruhigen. 
Es hat ſich im Kriege von 1870—71 gezeigt, daß die Grenze zwiſchen 
Reſerve und Landwehr vollkommen verwiſcht worden if, und das 
Geiche wird bezüglich der bereits gedienten Maunſchaften des Land⸗ 
ſturms in Zukunft eintreten Damit iſt der Ack. 59, der Verfaſſung 
Vollkommen illuſoriſch gemacht und die Garantie völlig beſeuigt, daß 
Jemand, der feiner 12jübrigen Dienſipflicht im Heere genügt hat, nicht 
mehr in die Linie, Reſer ve oder Landwehr eingeſtellt wird. Ich halte 
das Geſetz auch keineswegs für ſo harmlos, wie Herr von Treitſchke, 


und berufe mich dabei auf das Urtheil eines Mannes, gegen den Sie 
nicht das intenſive Mißtrauen hezen, welche Sie einem Theile dieſes 
Hauſes entgegen bringen, nämlich auf dasjenige des bekannten Milt⸗ 
tärſchriftſtelleis, Oberſt Blankenburg, welcher der Meinung iſt, daß 
der Geſetzentwurf die Grenze zwiſchen Landwehr und Landſturm voll⸗ 
kommen beſeitigt und die Rechtsſicher heit des Mannes, der feiner zwölf⸗ 
jährigen Dienſtzeit genügt hat, in das grade Gegentheil verwandelt. 
Das wird auch im Volke vielfach eingeſehen, und es hat ſich Deshalb 
dort eine mächtige Bewegung gegen das Geſetz gezeigt. (Widerſpruch.) 
Aus meinem engeren Vaterlande find nicht weniger als 200 Petutonen 
egen das Geſctz eingelaufen, aus denen hervorgeht, daß die Auffaſ⸗ 
ung des Volkes nicht die Vertrauensſeligkeit des Herrn Referenten der 
zweiten Leſung (Graf Bethuſy) theilt. Wenn der Vertreter der Bun⸗ 
Ta ungen den A der des Landſturms an die Landwehr im In⸗ 
tereſſe der Humanität befürwortete, ſo finde ich eine ſolche Humanität 
etwas ſonderbar und hätte es für angebracht gehalten, wenn man 
die Volksbewaffnung überhaupt unter völkerrechtlichen Schutz ge 
ſtellt hätte. Dieſe Einftellung eines Theils des Landſturms in die 
Landwehr — und fie wird ſicher auf abe gedienten Mannſchaften aus 
gedehnt werden — muß einen regelmäßigen Mehraufwand von jähr⸗ 
lich 45-50 Millionen Mark zur Folge haben, — eine bittere Ironie 
auf vie Verheißung, daß mit erreichter Einheit eine Erleichterung der 
Militärlaſt eintreten werde. Jetzt wird die Einheit nur als Vorwand 
zu größerer Belaſtung der Steuerzahler gebraucht. Was Wunder, 
daß eine allgemeine Abnahme der Steuerkraft, die Verarmung ganzer 
Landſtriche erkennbar wird? Derartige Erſcheinungen konnten freilich 
bei der beharrlichen Verfolgung der verwerflichen Anne xionspolitik 
nicht ausbleiben (große Unruhe), ich glaube aber, daß die Volksvertre⸗ 
tung die Pflicht hat, der Reichsregierung auf dieſem Wege ein energi⸗ 
ſches Halt zuzurufen. Europa wird tu dieſem Landſturmgeſetz nur die 
Vorbereitang zu einem neuen Kriege erkennen (lebhafter Wioerſpruch 
rechts und links), die übrigen Mächte werden darin eine Veranlaſſung 
zu neuen Rüſtungen ertennen, und ſie werden ſich davon ſchwerlich 
durch ihre Kenntniß der vom Reichskanzler an den Grafen Arnim ges 
richteten Erlaſſe abhalten laſſen, in denen ich wenigſtens nichts Beru⸗ 
bigendes finden kann. Widerſpruch, Ruf: zur Sache! Der Präſi⸗ 
dent erſucht den Redner, ſich an den Gegenſtand der Berathung zu 
halten.) Wir haben hier vergeblich verſucht, Kautelen in das Geſetz 
zu bringen, welche ihm einen defenſiven Charakter ſichern ſollen. Da 
92 dies nicht gelungen iſt, bleibt uns nur übrig, gegen das Geſetz zu 
immen 

Hiermit ſchließt die Generaldebatte und die ſpezielle beginnt. Der 
9 1 lautet: „Der Landſturm beſteht aus allen Weh pflichtigen vom 
vollendeten 17. bis zum vollendeten 42. Lebensjahre, welche weder dem 
Heere noch der Marine angehören. Der Lansſturm tritt nur zuſam⸗ 
men, wenn ein feindlicher Einfall Theile des Reichsgebiets bedroht 
oder überzieht.“ Fe 

Abg. Grumbeecht: Die in dem Prozeß Arnim veröffentlichten 
Aktenſtücke haben doch wohl zur Genüge die Friedensliebe des Leiters 
unſerer Politik gezeigt, und wenn der Vorredner zugeſteht, daß wir 
Deutſchen ein Intereſſe am Frieden haben, ſo ſollte er 
auch nichts dagegen haben, wenn wir uns auf die Vertheidi⸗ 
gung des Friedens vorbereiten. Mir haben auch Petitionen 
gegen dies Geſetz vorgelegen, darunter eine aus meiner Vaterſtadt 
Harburg. Man weiß, wie ſolche Petitionen zu Stande kommen und 
es iſt mir in dem vorliegenden Falle recht gut bekannt, welche Mittel 
von der welſiſchen Partei angewendet find, um dergleichen zu Stande 
zu bringen; man hat den Leuten die Vorſtellung gemacht, als wenn 
damit nun gleich der Krieg beginnt und wir ſofort wieder nach Frank⸗ 
reich marſchirten. Aus den Namen, die unter der Harburger Petition 
ſtehen, habe ich erſehen, daß die Unterzeichner foiche find, die das Ge⸗ 
ſetz gar nicht beurtheilen können. (Raf: 8 1) M H. Die Petinonen 
neben gegen das Geſetz und s 1 iſt ein Teil des Geſetzes. (Hei erkeit.) 
Wie man Angeſichts der Ueberſchüſſe im Reiche von einer Verarm ing 
und von einer Verminderung der Steuerkraft des Volkes reden kann, 
verſtehe ich nicht. Giebt es über haupt ein Laud der Welt, welches fo 
elinftig geſtellt wäre, wie Preußen, alſo ein großer Theil des Reich 8, deſſen 
Staatsbahnen, deſſen Eiſenbaſeinen Schuld aufwiegen? (Rufe: 519 
Daß übrigens ein Landſturmgeſetz heute anders lauter als 1813, ist 
natürlich und der Vortedner als früherer Militär ſollte doch auch 
wiſſen, daß man mit ungeordneten Maſſen heute nicht mehr operiren, 
kann. Wir wollen uns alſo gar nicht auf einen Krieg vorbereiten, 
ſondern nur die Kraft des Volkes benutzen, wenn die Noth da iſt, die 
ſchließlich doch kein Gebot kennt. Alles, was dagegen geſagt worden 
it, fol nur dau dienen, die Aufregung zu vermehren, die man au 
(Beltane Zwecke, ich weiß nicht zu welchem, zu fördern ſucht. 

eifall. 

8 1 wird darauf angenommen; ebenſo 88 2-4, die vom Aufge⸗ 
bote und feiner. Ausdehnung Handeln, und den Landſtumm den milılä> 
riſchen Disziplinargeſetzen unterwerfen. 

5 5 lautet: „Der Landſturm erhält bei Verwendung gegen den 
Feind militäriſche, auf Schußweite erkennbare Abzeichen und wird in 
der Regel in befonderen Abtheilungen formirt. In Fällen außeror⸗ 
dentlichen Bedarfs kann die Landwehr aus den Mannſchaſten des 
aufgebotenen Landſturms ergänzt werten, jedoch nur dann, wenn be⸗ 
reits ſämmtliche Jahrgänge der Landwehr und die verwendbaren 
Mannſchaſten der Erfagreierv: einberufen find, Die Einſtellung er⸗ 
folgt nach Jabreskiaſſen, mit der jüngſten beginnend, ſoweit die mili- 
täriſchen Intereſſen dies geſtatten. ' 

Abg. Liebknecht: Das Volk verſteht dieſes Geſetz ſehr wohl zu 
beurtheiſen, aber es wendet ſich nicht mehr mit Petitionen an den 
Reichstag, zu dem es das Vertrauen verloren hat; es ſagt, er ſei 
nur noch eine Jaſagemaſchine. 

Präſident Forckenbeck: Ich balte es nicht für zuſäfſiz, hier im 
Reichstage ſelhſt eine Beleidigung deſſelben zu wiederholen, die außer⸗ 
halb des Hauſes gefallen iſt, und ich rufe deshalb den Abg. Liebknecht 
zur Ordnung! (Beifall.) 0 

Abg. Liebknecht: Ih habe nur wiederholt, was man im Volke 

vom Reichstage ſagt; ich habe — — 
Präſident v Forckenbeck: Jh habe den Redner wegen Wie⸗ 
derholung einer Beleidigung des Hues zur Oednung gerufen und es 
ſcheint mir, als wenn der Redner eben im Begriff war, daſſelbe noch 
einmal zu thun. 

“ba. Liebknecht: Ich wollte nicht daſſelbe hun, ſondern nur 
im Namen des Volkes hier ſprechen. Ich hade ebenſo gut wie jeder 
andere Abgeordnete das Recht, im Namen des Volkes zu ſprechen, und 
es iſt nicht Recht geweſen, daß man mich vorhin durch den Schluß⸗ 
antrag bat mundtot machen wollen. E . } 

Präf. v. Forckenbeck: Es ift nicht zuläſſig, einen Beſchluß 
des Reichstages in einer ſolchen Weite zu kriliſi zen. 

Aba. Liebknecht: Aus dem 8 5 gebt Mar bervor, daß es ſich 
hier nicht um den Lindſurm uaſerer Väter handelt, von dem es hieß: 
„des Volk ftcht auf, der Sturm bricht lo8!*, ſondern um eine Ber- 
mehrung des ſtebenden Heeres, eine Landwehr zweiten Aufacbots. 
Aber man fürchtet die en'feſſelte Bottötraft, weil man die Stärke 
einer ſolchen Volksbewegung kennen gelernt hat; die Volks bewezung 
in Frankreich, über die man fetzt fo geringſchätzig urtbeilt, hat der 
deutſchen Heeresfübrung eine ſolche Furcht eing, flößt, daß man zu den 
entietzlichſten Repreſſalten gegriffen hal; man hau diejenigen, die nur 
daſſelbe gethan haben, was die Deu ſchen 1813 baten, einfach erſchoſ⸗ 
fen, man hat fie nicht als ebrliche Soldaten betrachtet, die als Patrio⸗ 
ten handelten, ſondern als Banditen \ 

Präſident v. Forcken heck: Ich muß den Redner wiederum un: 
ter brechen; die letzte Bemerkung gehörte nicht zur Sache. (Beifall.) 
Ich muß den Redner noch auf den $ 43 der Geſchäftsordnung auf 
merkſam machen, welcher lautet: „Der Präſident iſt berechtigt, die 
Redner cuf den Gegenſtand der Verhandlung zurückzuweiſen und zur 
Ordnung zu rufen. Iſt das eine oder das andere in der nämlichen 
Rede zwei Mal ohne Erfolg geſcheben und fährt der Redner fort, ſich 
vom Gegenſtande oder von der Ordnung zu entfernen, ſo kann die 
Verſammlunz auf die Anfrage des Präſidenten obne Debatte be⸗ 
ſchließen, daß ihm das Wort über den vorliegenden Gegenſtand ger 
nommen werden ſolle, wenn er zuvor auf dieſe Folge vom Präſtden⸗ 
ten aufmerkſam gemacht iſt.“ Ich mache den Neduer darauf auf- 
merkſam, daß ich ihn bereits einmal zur Ordnung und einmal zur 


Sache gerufen Habe; ſollte er fortfahren von der Sache abzuſchweifen, 
fo würde ich von den Rechten, die mir dieſer Paragraph giebt, Ge⸗ 
brauch machen. (Beifall) 
Abg. Liebknecht: Dieſer Landurm ift eine neue Blutſteuer, die 
dem in ferner Steuerkraft ohnehin ſehr geſchwächten Volke auferlegt 
wird. er Fimanzminiſter hat zur großen Befriedigung des Abgeord⸗ 
netenhauſes erklärt, daß in Preußen 6% Millionen Perſonen nicht 
zur Klaſſenſteuer herangezogen ‚find, weil fie ein Jahreseinkommen 
unter 140 Thlr. haben: 604 Millionen, die nicht 140 Thlr. Einkom⸗ 
men haben! In welchen Abgrund von Elend ſieht man da hinein! 
Aber die Bourgeoifie_ficht das Elend der Armen nicht und will es 
nicht ſehen. Haben Sie ein Intereſſe am Wohle unſeres Vaterlandes, 
fo werfen Sie dieſes Geſetz der Regierung vor die Füße! (Murube.) 

Abg. Windthorſt: Meine Freunde nud ich haben die Anträge, 
die von uns in der zweiten Beratbung. geftellt wurden, heute nicht 
wiederholt, weil wir das vorige Mal in der Minorttät blieben und 
keine Ausſicht für uns vorhanden iſt, beute ein günſtigeres Reſultat 
zu ex reichen Unſere Anträge batten den Zweck, das Geſetz mit der 
Verfaſſung in Einklang zu bringen und dem Landſturm feinen volks⸗ 
thümlichen Charakter zu bewahren. Nachdem dieſe Anträge ſämmtlich 
vom Hauſe abgelehnt worden ſind, iſt nach meiner feſten U berzengung 
das Geſetz weiter nichts als eine Landwehr zweiten Aufgebotes Wenn 
wir ſomit gezwungen find, dies Geſetz wie es nun vorliegt, abzuleh⸗ 
nen, jo müſſen wir freilich die Anklage von gewiſſer Seite uns zu⸗ 
nieben, als ob damit irgend wie die Abſicht kundnegeben wäre, die 
Wehrhaftigkeit des Vaterlandes zu ſchwächen. Meine Herren, die 
Webrbaftiakeit des Vaterlandes liegt uns eben jo ſehr am Herzen, 
wie jedem Vaterlandsfreunde. Man darf daraus, daß wir gegen dies 
Geſetz ſtimmen, nicht entnehmen, daß das Leute wären, die im Augen⸗ 
blicke der Gefahr nicht bereit wären, zum Schutze des Vaterlandes 
Alles aufzuopfern, was fie befigen. (Zuftimmung im Zentrum.) Meine 
Herren, dem gemeinſamen Feinde gegenuber kennen wir keine Partei 
Daß der Streit der Parteien in unſerem Vaterlande fo tief geht, Be- 
klage ich von ganzem Herzen, und ich hoffe, daß das Land kräftig ge⸗ 
70 fein wird, endlich den rechten Weg zu finden. Ich hätte gewünſcht, 
daß der Abg. Duncker derartige Anfeindungen gegen uns, um feinen 
Rückzug in dieſer Sache zu bemänteln, nicht vorgebracht hätte. Jch 
bedaure das ſehr, begreife aber, daß für einen ſolchen Feldzug ein 
ſolcher Rückzug nothwendig war. 

„ Abg. Duncker: Ich habe nicht gegen eine Partei des Hauſes 
die Anklage erhoben, daß fie die Wehrkraft des Landes ſchwächen 
wolle, ſondern nur davon geſpro en, daß außerbalb Deutſchlands 
ein Votum Diefes Hauſes, das nicht mit Eiaflimmugfeit oder mit gro⸗ 
ßer Majorität für dieſes Geſetz ſich ausſpräche, dabin mißverſtanden 
werden könne, als ob der Einberufung des Landſturms vom Volke 
nicht mit voller Bereitwilligkeit Folge geleiſtet würde. 

$ 5 wird hierauf angenommen, deögleihen 88 6—9 (betreffend die 
Auflöjung des Landnurms und die Ausführungeparggrapheng. In 
namentlicher Abſtimmung weird hierauf in dritter Le⸗ 
ſung das ganze Geſetz 1 mit 198 gegen 81 Stimmen ange- 
nommen. (Dagegen das Zentrum, Polen, Sozialiſten und Soune⸗ 


mann.) 2 . 

Schließlich wird noch die folgende Reſolution des Abgeordneten 
Duncker angenommen: den Reichskanzler aufzufordern, dem Reichs⸗ 
tage in der nächſten Seſſton einen Geſetzentwurf vorzulegen, detref⸗ 
fend de Unterſtutzung der Familien zum Dienſte einberufener Re⸗ 
ferver, Landwehr: und Landſturm⸗Mannſchaften. 

Es folgt die Dritte Berasbung des N betreffend die 
Ausübung der militäriſchen Kontrole über die Perſonen des Beur⸗ 
laubtenſtandes, die Uebun en derſelben, ſowie die gegen fie zuläſſtgen 
Diszipiinarſtrafcittel. Das Geſetz wird ohne Diskuſſion in der in 
der zweiten Leſung beſchloſſenen Faſſung definitiv angenommen. 

Das Haus wendet ſich zur dritten Beratbung des Geſetzentwurfs, 
betreffend die Erwerbung von zwei in Berlin gelegenen Grundſtücken 
je: 5 Bi; 8 eee eee. 3 8 na 

re eine er rzlich eingegangene Petition des Philipp Bit 

aus Breslau zur Zeit in Berlin. In derſelden führt Bloch aus: Er 
ſei von dem Fürſten Radziwill mit dem Verkaufe der bier frag 
Grundſtücke in der Wilhelm- und Königarätzerſtraße beauftragt gewe⸗ 
fen, habe aber trotz feiner neunmonatlichen Bemühungen nicht nur nicht 
die verſprochene, ſondern auch nicht einmal die geſetziche Proviſion 
Proviſion erhalten. Mt dieſer feiner Privatangelegenbeit wolle er 
den Reichstag nicht heiligen, halte ſich aber für verpflichtet. demſel⸗ 
ben folgende thatſächliche Mittheilungen zu machen: Die Annahme, 
daß dem Für en Radziwill für die qu. Grundſtücke von anderer Seite 
höbere Gebote gemacht ſeien, als die von Seiten des Reiches zu zah⸗ 
lende Summe betrage, berubt auf einem Jrrthum; der von dem Für ⸗ 
ſten Radziwill vorgelegte, angeblich mit einer anderen Perſon abge⸗ 
ſchloſſene Kaufvertrag iſt lediglich eine Fiktion. Petent hat ſeiner Pe⸗ 
tition eine Abſchrift der Verkandlungen beigefügt, welche zwiſchen dem 
Fürſten und ihm über die ihm über die ihm zu zahlende Proviſton ſtatt⸗ 
gefunden haben. In einem Vertrage vom 15 April 1874 ſind dem 
Bloch, wenn er dem Fürſten Radziwill einen Käufer für die qu. Grund⸗ 
ſtücke zuführe, 4 Prozent der Kaufſumme als Proviſton verſprochen. 
In einem zweiten Vertrage verpflichteten ſich die Fürſten Anton 
und Ferdinand Rabziwill, keinen als Käufer anzunehmen, der 
ihnen nicht von Bloch zugewieſen ſei mit Ausnahme des Reichs⸗ 
kanzleramtes und des preußiſchen Fiekss, mit welchen ſie ſchon 
vorher in Unterhandlung geſtanden bätten. Würden aber die 
Grundſtücke nicht ſchon bis zum 15. Juſi 1874 an das Reichs⸗ 
kanzlexamt oder den preußiſchen Fiskus verkauft, fo ſolle Bloch die 
vier Prozent Proviſion unter allen Umſtänden erhalten, da die Ver⸗ 
käufer daun annehmen müßten, daß der Kauf nur durch die Konkur⸗ 
renz des Boch zu Stande gekommen fer. Ucberſteige die Kaufſumme 
2500,00 Thlr., fo ſollte Bloch ſogar 10 Prozent Proviſion erhalten. 
Der oben erwähnte Kaufoertrag, welcher dem Reichskanzleramte por: 
gelegt worden iſt, iſt ver Petition gleichfalls in Abſchrift beigefügt. 
Derselbe trägt das Datum Berlin... Juni 1874; der Tag iſt nicht 
ausgefüllt; auch der Name des Käufers iſt nicht autzgef- Ut, der Kauf⸗ 
preis auf 2292000 Ther. angegeben und dem Verkäufer bis zum 1. 
Juli 1874 5 Rucklrüttsrecht vorbehalten. Der Regierungskommiſſar 
Geheim Rath Wilke gab wie Referent, Abg. Albrecht ferner miteheilt. 
in der Kommiſſion die Erklärung ab, daß urſprünglich 2 203,140 Thlr. 
gefordert und im Dezember vor. J 2000 000 Thlr. als deſinitiver 
Preis feſtgeſetzt ſeien; von einem mit Bloch abgeſchloſſenen Vertrage 
habe die Reichsregierung nichts erfahren. Die Petitionekommiſſton 
ſtellt den formellen Antrag, der ſtets bezüglich aller Petitionen, welche 
ſich auf Geſetzentwürſe bejichen, die nickt an eine Kommiſſion verwie⸗ 
fen find, geſiellt worden ſei: die Petilion durch die Beſchlüſſe des Hau⸗ 
ſes Über den Geſetzentwurf für erledigt zu erachten. 

Abg. Duncker beantragt, den zur Berathung ſtebenden Geſetz⸗ 
entwurf nunmehr an eine Kommiſſion von 7 Mitgliedern zu Übermer- 
fen. Der Inbalt der Pelition fer doch zu wichtig, als daß man be⸗ 
ſtimmter Formalien wegen über denſelben einfach hinweggehen könnte 

Präsident Delbrück: Es ſieit mir daran Bier ſofort zu kon⸗ 
ſtatiren, daß wemals irgend ein Theil des Nadzwill'ſchen Grundſtückes 
im 7 5 des Riichskanzlers oder des Reichskanzleramtes ſich befun⸗ 

en hat. 

Abg. Miquel: Die heute mitgethiilten Thatſachen find für die 
Entſcheidung des Hauſes in dieſer Angelegenheit ganz irrelevant. Wir 
baben uns aus dem ganzen uns urſprüng eich vorgelegen Material 
üderzeugt daß die Geundſtücke preis würdig find und daß ihr Erwerb 
für das Reich unbeninat nothwendig iſt. a F 

Abg. Lasker: Es wäre anveramwortlich, wenn wir jetzt defi> 
nitiv den Ankauf dieſer Grundftüd: beſchlreßen. ohne uns volle Auf⸗ 
klärung darüber verſchafft zu haben, wie es mit den heute uns vor⸗ 
getragenen arabirenden Thatſachen, ine beſondere mit dem erdichteten 
Kaufvertrag“ ſich vervält. Ich möchte zunächſt den Präſidenten des 
Reiche kanzieramis fragen, ob ihm oder der Regierung direkt oder in⸗ 
direkt von der Vorlegurg eines ſolchen Vertrages etwas bekannt ift. 

Präſident Delbrück: Daß dem Reiche fanzleramt cin Vertrag. 
wie er hier vorgeleſen wurde, mit Offenloſfung des Namens nicht 
vorgelegt worden iſt, kann ich verſichern. Ich erinnere mich allerdings, 
daß im Mal vorigen Jahres die Mittheilung erfolgte, dag die Prinzen 
Nadziwill anderweit wegen Verkaufs des Grundſtücks in Unterhand⸗ 


bie den ſtehen. Es iſt dabei auch von einem Preiſe die Rede geweſen, 
die damaligen Verhandlungen aber haben keine weitere Folge für vie 
egierung gehabt, da das preußiſche Abgeordnetenhaus damals zu 
de ging, ohne daß die Angelegenheit 15 Plenum zur Sprache kam. 

Abg. v. Kehler: Ich kann dieſe Erklärung nur in allen Theilen 
beſtätigen. Es tft allerdings richtig, daß frühere Verhandlungen ſtatt⸗ 
gefunden haben, bei denen der Herr Bloch betheiligt war. Seine Be⸗ 
bauptung aber, daß bei dieſen Vechandlungen von dem Fürſten 
Radziwill ein fiktiver Vertrag vorgelegt fei, um über den Werth des 
Grundſtücks irre zu führen, tft eine unwahre. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc: Wir würden der Petition eine 
under diente Ehre erweiſen, wenn wir die Sache an eine Kommiſſion 
zurückverweiſen. Sie hat ſich durch die eben gehörten Erklärungen 
als eine ganz frivole Unwahrheit erwieſen, ich bilte das Haus einfach 
in die dritte Berathung des Gegenftandes einzutreten. 2 

Abg. v. Hoverbeck: Ich bin doch der Anſicht, daß man die 
Sache nicht ſo leichthin auffaſſen darf, wo es ſich um das Geld des 
keuerzahlenden Volkes handelt. Die Sache iſt mir noch keineswegs 
N aufgeklärt. Ich bitte das Haus, den Antrag Duncker an⸗ 

unchmen. 
l Abg. Windtborft: Für uns liegt die Sache einfach ſo: Die 
Reichs regierung hat salvs ratihabitione des Reichstages einen Kauf⸗ 
vertrag abgeſchloſſen, in welchem ſowobl Objekt wie Kaufpreis uns 
ganz genau bekannt ſind, von beiden behauptete bei der erſten Be⸗ 
rathung Abg. v. Unruh, den ich in dieſen Sachen für einen ſehr bes 
wanderten Mann halte, daß ſie in richtigem Verhältniß ſtänden. Da 
wir ſonach willen, was wir zu thun haben, ſehe ich nicht ein, wozu 
Wir noch den Bericht einer Kommiſſion brauchen. Ob Herr Bloc 
Proviſion zu fordern berechtigt iſt oder nicht, iſt eine Frage, die nicht 
wir, iondern die Gerichte zu entſcheiden haben. Ä 

Abg. Duncker ſpricht feine Verwunderung darüber aus, daß 
Windthorſt, ſonſt der erklärte Freund der Kommiſſionen, heule von 
einer ſolchen nichts wiſſen wolle, obwohl die Angemeſſenheit des Kauf⸗ 
preiſes keineswegs ganz zweifellos ſei. Dagegen iſt Abgeordneter 
Schroeder (Lippſtadt) gegen eine Kommiſſton, da der Kaufpreis 
von 1100 Thlr. pro Qu dratruthe ein fchr mäßiger ſei. Beim Ber: 
kaufe des Voſſiſchen Palais ſeien 2000 Thlr. für die Quadratruthe 
geiahlt worden. 2 

Abg. Fürſt Nadziwill (Adelnau): Ein Kaufvertrag, wie 
ihn die Petition erwähnt, bat nie exiſtirt, er iſt ein bloßes Projekt 
geweſen, das den Bevoll nächtigten des Reichskanzleramts nie vorge⸗ 
ſegt worden ift, um einen hohen Preis zu erzielen. 

Die Verweiſung an eine Kommiſſion wird hierauf gegen die 
Stimmen der Forlſchrittspartei und einiger Nationalliberalen und 
entrumsmitglieder abgelehnt und das Geſetz in ſeinen einzelnen 
ragraphen und im Ganzen genehmigt. l 

Schließlich paffirt der Au slieferungs vertrag mit 
g el ae n die dritte Leſung, ohne zu einer Debatte Veranlaſſung 

u geben, 2 

Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 11 Uhr. 
(Dritte Leſungen der beute erledigten Rechnungen; Geſetz, betreffend 
gg der Umwallung Straßburgs; dritte Leſun g der 
Zivilehe 
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ief- und Zeitungsberichte. 
HB. Berlin, 2. Januar. Geſtern Abend find hier die erſten 
offiziellen Nachrichten vom, Nautilus“ in der Admiralität 
eingelaufen. Der Kommandant des „Nautilus“, Korvettenkapitän 

Zembſch, meldet. daß er die Recognoscirung gegen Zarauz am 14. d. 
aucsgeführt habe, aber ohne einen Schuß abgefeuert, noch eine Landung 
ausgeführt zu haben. Nach vollendeter Recognoscirung iſt der „Nau⸗ 
tilns“ noch denſelben Abend im Hafen von Pa ſſages eingelaufen, wo 
er noch jetzt vor Anker liegt und die übrigen deutſchen Kriegsſchiffe 
2 rtet. Der „Nautilus“ hat ſich demnach jedes Augriffs gegen die 
Corliſten enthalten. Dieſe Nachricht hat der Kommandant ſchriftlich 
an den deutſchen Konſul Lindau in Bayonne geſchickt und iſt von dort 
telegraphiſch weiter gemeldet worden. 

— Die brandenburgiſche Provinzialſynode, die, 
wie mitgetheilt wird, am 25. d. M. im evangeliſchen Vereinshauſe in 
der Oranienſtraße zufammentreten wird, dürfte ſchon in ihren erſten 
Sitzungen von lebhaften Debatten bewegt werden. Die Orthodoxen 
wollen den Eyminifter v. Manteuffel als Präfidenten haben, nach der 
Zuſammenſetzung der Synode iſt es indeß von vornherein gewiß, daß 
der Kandidat der freifinnigen Richtung, Oberbürgermeiſter Hobrecht, 
zum Vorſitzenden gewählt wird. Eben fo gewiß iſt, daß der 
von den Orthodoxen beabſichtigte Ausſchluß des Predigers Sy⸗ 
dow keine Majorität finden wird. Trotzdem werden die Herren es 
Zatürlich auf den Verſuch ankommen laſſen, denn der reaktionäre Op⸗ 
poſitionsgeiſt it durch vernünftige Gründe weder zu belehren, noch zu 
bekehren. 

— Der in ter Eröffnungsrede des Landtags angekündigte Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Wer waltung des katholiſchen Kirchen⸗ 
vermögens, bezweckt ſpeziell, den Gemeinden der katholiſchen Kirche 
eine Vertretung bei der Verwaltung des ihrem kirchlichen Bedürfniſſe 
gewidmeten Vermögens, ſowie eine Mitwirkung bei der Auferlegung 
kirchlicher Laſten zu ſichern, ſomit in den alten Provinzen den im 
3552, Tit. 11 Th. II. enthaltenen Grundſatz praktiſch durchzuführen 
und ihn auf die übrigen Provinzen auszudehnen, während gegenwär⸗ 
tig nur ſehr vereinzelt die Gemeinden eine entſcheidende Mitwirkung 
bei der Beſtellung der Verwalter des für ſie beſtimmten kirchlichen 
Vermögens zuſteht. Wie die „Voſſ. Ztg.“ erfährt, ging man bei der 
Abfaſſung des Entwurfs von der Anſchauung aus, daß die katholiſche 
Kirche und die einzelnen Inſtitute ihre Vermögensfähigkeit und ihr 
Vermögensrecht lediglich durch Anerkennung der ſtaatlichen Geſetzge⸗ 
bung haben, und daß, da die Erwerbsfähigkeit oder die juriſtiſche Per⸗ 
ſönlichleit der Kirche und ihrer einzelnen Inſtitute auf dieſer Garan⸗ 
tie des ſtaatlichen, tusbeſondere des bürgerlichen Rechts berube, auch 
der Staat befugt ſei, die Gewährung derſelben an beſtimmte von ihm 
feſtzuſetzende Bedingungen zu knüpfen. 

— Unter den Anforderungen, welche der preußiſche Etat für 1875 
Kell, erſcheint bekanntlich auch eine ſolche für Aufbeſſerungen der Be⸗ 
foldungen der Elementarlehrer. Bereits bei der Ge⸗ 
währung der Alterszulagen an die Elementarlehrer mit 40 und 80 
Thaler hat ſich, hervorgerufen durch die Verſchiedenheit der Verwal⸗ 
tungspraxis und Geſetzgebung, in den einzelnen Landestheilen eine 
Perſchiedenheit in der Art der Vertheilung herausgeſtellt. Dieſer 
Mißſtand iſt vielfach und lebhaft beklagt worden und hat auf manchen 
Seiten das Gefühl perſönlicher Zurückſetzung hervorgerufen. Auch 
bei der in Aus ficht ſiehenden Bewilligung wird es ſchwer fein, gegen⸗ 
uber Mangels durchgreifend gleicher Grundſätze im Lehrer⸗Beſol⸗ 
vungsweſen ein einbeitliches Syſtem der Vertheilung feſtzuhalten. 
Nichts deſto weniger wird es möglich fein, bei der Etatsberathung eine 

Anzahl von Normen zwiſchen Volksvertretung und Regierung zu 

vereinbaren, die immerhin einen Anhalt für eine gleichmäßigere Be⸗ 
Handlung darbieten. Wie die „Nat.⸗Ztig.“ hört, werden in Abge⸗ 

ordnelenkreiſen hierauf bezügliche Vorſchläge vorbereitet. 
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beiten den die Jahre 1869— 


— Der Kaiſer hat von dem Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegen 
1873 (1874) ne 3. 0 
kes: „Das höhere Schulweſen in Preußen, hiſtoriſch⸗ſtatiſtiſche 
Darſtellung im Auftrage des Miniſters“ der geiſtlichen Angelegenheiten, 
herausgegeben von Dr. L Wieſe, Geh. Ober⸗Negierungs, und vortra 
genden Rath im königl. Ministerium der geiſtlichen, Unterrichts und 
Medizinal⸗Angelegenheiten (Berlin, Verlag von Wiegandt und Grie⸗ 
den, 1874)“ entgegengenommen. 

— Obwobl die preußiſchen Staats-Eiſenbahnen mit ſehr er- 
heblichen Beſtellungen an Betriebsmitteln, ſowie an Bau- und Betriehs⸗ 
Material vorgegangen ſind, begegnet man in einzelnen Blättern wie⸗ 
derholt der Bemerkung, daß die Staats Eiſeabahn⸗ Verwaltung der 
Induſtrie in ihrer ange mit Beſtellungen nicht zu Hülfe komme. 
So reproduzirt die „Schleſ. Zig.“ in ihrer Nr. 23 vom 15. d. Mis. 
einen Artikel der „D. A. C.“, nach welchem der Handels⸗Mimiſter aus 
ſozialpolitiſchen Gründen mit Aufträgen für die heimiſche Großinduſtrie 
zurbckhalten fol, um dadurch zunächſt die Lohnreduktion zu befördern. 
— Man theilt der „Poſt“ anſcheinend offizibs hierüber mit, wie durch⸗ 
aus unbegründet derartige Behauptungen find, beweiſen die mehr⸗ 
fach veröffentlichten Zahlenangaben. Danach find Seitens ver 
preußiſchen Eiſenbahn⸗ Verwaltungen pro 1874 in Beſtellung 
gegeben: 6 Lokomotiven, 1446 Perſonenwagen und 15,044 
Güterwagen im Geſammtwerthe von rund 42 Millionen Thaler, 
ferner 308 ½ Millionen Ringe Schienen, Kleineiſenzeug für den Ober⸗ 
bau und eiſerne Brückenüberbauten im Geſammtwerthe von 33% 
Millionen Thaler, ſo daß den betreffenden Gebieten der Induſtrie im 
Jahre 1874 von den Eiſenbahnverwaltungen 75% Millionen Thaler 
zugewendet worden find. „Es iſt dies eine Summe, wie fie vordem 
bei den Beſtellungen dieſer Art für ein einziges Jahr noch nicht vor⸗ 
gekommen iſt und ſchwerlich fo bald wieder erreicht werden wird. — 
Die Länge der in Preußen 5 Eiſenbahnen beträgt nach der 
Zeitſchrift des könialichen ſtatiſtiſchen Bureaus pro 1874 Heft II. und 
Ill. insgeſammt 16.503 Kilometer. Während hiervon 6867 Kilometer, 
alſo etwa nur $ Preußiſche Staatsbahnen und unter Staatsverwal⸗ 
tung ſtehende Privatbahnen find, iſt die Preußiſche Staatsbahnver⸗ 
waltung an der obigen Summe mit zwei Dritteln belheiligt. Aehnlich 
verhält es ſich mit den Beſtellungen für das Jahr 1875, die ſich jetzt 
bereits auf 540 Lokomotiven, 496 Perſonenwagen und 5265 Güter⸗ 
wagen im Werthe von 49% Millionen Mark, ſowie auf 116 Millionen 
Kilogr. Schienen ꝛc. im Werthe von 324 Millionen Mark, zuſammen 
81% Millionen Mark belaufen.“ 

Von der Dill, 18. Januar, ſchreibt man dem „Frankf. Journ.“: 
Vor einigen Tagen hat ſich in einem Dorfe der Umgegend zum vier⸗ 
ten Male feit wenigen Monaten der Fall wiederholt, daß Geiſtes⸗ 
ſtörungen der bedenklichſten Art (Teufelsſehen ꝛc) bei Per⸗ 
ſonen aufgetreten ſind, welche ſich durch fleißigen Beſuch der vielen 
Miſſtonsfeſte, wie durch Leſen myſterißſer Traktätchen auszeichneten. 

Wien, 21. Januar. Der geftrigen Sitzung des deutſchen Reichs 
tages, in welcher dee Antrag Taczanowski zur Debatte gelangte, 
widmen auch die hieſigen Blätter Beachtung. So ſchreibt die „Deutſche 
Zeitung“: Den Haupktheil der Sitzung nahm eine polniſche Debatte 
in Anſpruch, in welcher die polniſchen Vertreter unter Beihülfe des 
Zentrums der fortſchreitenden Germaniſirung Poſens und Weſtpreußens 
durch Grobheiten zu begegnen ſuchten“ — auſtatt durch höhere Ziviliſi⸗ 
rung das Polenthum. Die „Neue Freie Preſſe“ ſpricht ſich aus⸗ 
führlicher und noch deutlicher aus, indem ſie ſchreibt u. A.: 

„So dreiſt und unverhohlen hat die polniſche Fraktion des deutſchen 
Reichstages noch niemals ihre letzten Gedanken offenbart.“ Daß fie 
mit dem Zentrum auf das Innigſte verknüpft ſei, das wußte man 
längſt, und eben deshalb ſah man ſich genöthigt, die Handhabung der 
polniſchen Sprache in Poſen, Weſtpreußen und Oberſchleſien nach 
Möglichkeit einzudämmen.“ So wäre nuch die geſirige Epiſode, welche 
die Abgeoroneten Taczanoweki und Niegolewski hervorriefen, ohne 
Nachhall verklungen, wenn nicht der Erſtere zu einer nahezu landes⸗ 
verrätheriſchen () Drohung ſich hätte hinreißen laſſen. Er ſtellte 
nämlich die Annäherung der Polen an Rußland in 
Ausſicht, und zwar in einem Sinne, welcher keine andere Deutung 
aufkommeü läßt, als daß dieſe Annäherung ihre Spitze gegen Deutſch⸗ 
land richten werde. Obwohl man nun ſehr gut davon unterichtet iſt, 
daß kürzlich ein ruſſiſcher General in Poſen für den Panſlavismus 
Propaganda zu machen ſuchte, ſo iſt dennoch Niemand ſonderlich er⸗ 
ſchreckt von dieſer Peſpektive einer panflaviſtiſchen Koalition, denn zu 
einem Attachement gehören Zwei, und das offizielle Rußland zum 
mindeſten dürfte wenig Luſt bezeigen, ſich von den Polen gegen Deulſch⸗ 
land gebrauchen zu laſſen. Herr v. Taczanowski ſchoß alſo ins Blaue. 
Aber daß er die Dreiſtigkeit beſaß, inmitten des Reichstages überhaupt 
einen ſolchen Schreckſchuß abzufeuern, das iſt das Charakteriſtiſche an 
dem ganzen Vorgange. 

Zum Schluß ergeht ſich das Blatt in einem ziemlich kräftigen Ur⸗ 
theil über Windthorſt und Niegolewski. 
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fohates und Propinziellez. 


Boleu, 23. Januar. 

FF Oberſt⸗Lieutenant v. Kretſchman, bisher Abtheilungs⸗Chef 
im Großen General: Stabe, welcher kürzlich zum Chef des General⸗ 
Stabes des 5. Armee⸗Corps ernannt worden, iſt zur Uebernahme ſei⸗ 
ner neuen Stellung in Poſen eingetroffen. — Generals: Lieutenant 
v» Sandrat, Kommandeur der 10. Divifion, Generalmajor v. Gaudy, 
Brigade Kommandeur, und Oberſt v. Gebauer find geſtern von 
hier nach Berlin abgereiſt, um ſich in Folge ihrer Dekorirung perſön⸗ 
lich beim Kaiſer zu melden. 

— Die Gerichts⸗Aſſeſſoren Schulz und Dr. Eger ſind von der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Kommiſſion in Breslau zu der Poſener 
Kommiſſion verſetzt worden. 

r. Der Muſiker⸗Unterſtützungsverein hält am 28. d. M in 
dem kleinen Schwerſen schen Saale ſeine jährliche ordentliche General⸗ 
verſammlung ab, in der nicht nur für das vergangene Jahr Rechnung 
gelegt, ſondern auch die gegen frühere Rechnungen gezogenen Monita 
beantwortet, und Vorſtandszmitglieder gewählt werden ſollen. Der 
Verein beſteht nunmehr ſeit 5 Jahren und hat in dieſer Zeit eine Ein⸗ 
nahme von 656 Thlr. und eine Ausgabe von 154 Thlr. gehabt; zur 
Zeit beträgt das Vermögen 402 Thlr., welche zinsbar angelegt ſind. 
Während der angegebenen Zeit find in J1 Fällen Unterſtützungen im 
Geſammtbetrage von 155 Thlr. gezahlt worden, in drei Fällen an or⸗ 
dentliche Mitglieder, in zwei an Wittwen ſolcher Mitglieder, in ſechs 
an durchreiſende Muſiker. — Es iſt auffallend, daß ungeachtet dieſer 
feiner ſegens reichen Wirkſamkeit zur Zeit nur noch neun ordentliche 
Mitglieder (Muſiker) und 23 außerordentliche Mitglieder dem Vereine 
angehören. Dies läßt ſich nur dadurch erklären, daß ſeine Exiſtenz 
den neu hergezogenen Muſikern b sher noch nicht bekannt geworden 
ſein mag, und daß die älteren Muſiker, ſo lange es ihnen gut geht, 
weder daran denken, daß in Folge von Krankheit und anderen Un⸗ 
glücksfällen ſich dies plötzlich ändern kann, noch fi ihrer weniger gut 
ſituirten Berufsgenoſſen erinnern. — Herr Kaufmann Sluzewoki (Hof- 
Muſikalienhandlung von Bote u. Bock) iſt erbötig, über die Verhält⸗ 
niſſe des Vereins Auskunft zu ertbeilen, auf Verlangen auch die Sta: 
tuten deſſelben auszuhändigen 


a Staats- und Volkswirthſchaſt. 
„Wien, 22. Jan. Wochenausweis der geſammten lombardiſchen 
Eiſenbahn vom 8. bis zum 14. Jan. 1,174,110 Fl., gegen 1,078 598 Fl. 
der eutſprechenden Woche des Vorjahres, mithin Wochen⸗Mehrein⸗ 


nabme 95.512 Fl. Biherige Mehreinnahme feit 1. Januar 86 
Band des Wer⸗ 92, l. g 


aber verlangt, das Miniſterium ſolle fortfunktioniren bis er ein neues 


* Brüſſel, 21. Januar. Die Nationalbank hat den Dis⸗ 

font von 4% auf 4 pCt. herabgeſetzt. N 
** Petersburg, 22. Januar. Der Wirkliche Staatsxatb Po⸗ 

lowtew iſt zum Präſidenten der Haupt Eiſenbahngeſellſchaft ge⸗ 
wählt worden. — Der Betrag der 7. Serie Obligationen der 
Sıpefiaer Stadtkreditgeſellſchaft, mit deren Emif - 
ſion im Laufe dieſes Monats begonnen worden iſt, Fol ſich, wie man 
in Börſenkceiſen behauptet, auf 3 Millionen Rubel belaufen. — Die 
Eiſenbahnverbindung mit Moskau und mit Warſch au iſt durch 
105 großen Schneemaſſen und die ftrenge Kälte außerordentlich er⸗ 

wert. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Waſner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 
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Angekommene Fremde vom 23 Januar. 


BUCKOW’s HOTEL DE ROME Königl. Diſtr⸗ Kommiſſarius 
v. Schlichting u. Sohn a. Miloſtowo, Oberamtm. Iffland nebſt Frau 
a. Chlebowo, Frau Rittergutsb. Cohn g. Berlin, Reg.⸗ und Bauratb 
Grapow a. Bromberg, Frau Kaufm. Toeplig und Familie, die Kaufl. A 
Benjamin a. Berlin, Meſſing und Nikolai a. Leipzig, Ruppin a. Ra 
witſch, Stein a. Glatz, Brandner a. Greiz, Goldſtein a. Breslau, 
a Ne Düſſeldorf, Schmidt a. Matz Lehman Hamburg u. Gandel 
a. rone. 

C. SCHARFFENBERG’S HOTEL. Die Gute beſ. Somme aus 
Libartowo und Heikerodt a. Blamce, die Kaufleute Kein a. Schotten, * 
Schmahl, Groß, Borsdorff u. Michaelis a. Berlin, Gradewitz und 
Brieger a. Breslau, Fiſcher a. Hirſchberg, Kaleske a. Sommerfeld, ? 
Heidenberg a. Königsberg und Grattner a. Thorn. 4 


MYLIUS’ HOTEL DE DRESDE. Chef des Generalſtabes Oberſt ö 
4 


Se 


v. Kretſchmer, die Rittergutsb. Baarth u. ſeamilie a. Cerekwica und 
Rodatz a. Politzig, Oberamtmann Mengel u. Frau a. Turowo, Ma- 
jor v. Diepelski a. Glogau, Schauſpielerin Fräul. Schramm und 
Aftronom Or Levingſton a. Berlin, die Ka: fl. Ron a. Danzig, Rheine 
beugen ‚0. Mainz, Kaempf a. Leipzig, Oltſcharsky a. Crefeld, Burckhardt 
a. Amiens u. Groll a. Guben. 2 
HOTEL ZUM SCHWARZEN ADLER. Fabrikant Pohl und 
Bürger Pradzynski a. Gneſen, Jan Weychan a. Mur. Goslin, Woll⸗ 
mann a. ions, Dymkiewicz a. Neuſtadt a. W., Fellmer und Frau a. 
Schneidemühl, Fräul. Pauke a. Königsberg, Beſitzer Janickt a. Kur ⸗ 
nik, Kaufm. Winzewaki a. Wreſchen. u 
HOTEL DE PARIS. Rentier Zarembski a. Polen, die Gut. 
Wroblewski u. Szreibrowski a. Rogaſen, Budzynski a. Tulce, Got 
a. Szeſoprzykowo, Kolat a. Kurnik, Glady a. Zain und Laskowski 
a. Krotoſchin, die Kaufleute Baumann a. Glogau, Leitge a. Breslau, 
Gurms a, Cöln und Zawadzli a. Pleſchen. 
HOTEL. DE BERLIN. Gutsb. Berg a. Buſchkowice, die Kreis⸗ 
richter Maaß und Wagler a. Wongrowitz Frau Sander nebſt Fräul. 
Tochter Konin, Kaufm. Keil a. Leipzig. 


Bis 11 Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen. 
Verſailles, 2. Jan. [National verſammlung!] Bei Be⸗ 


rathung der konſtilutionellen Vorlagen erklärt der Miniſter des Innern, f 
er habe Mac Mahon ſeine Demiſſion angeboten. Mac Mahon habe 


Kabinet habe bilden können. Das jetzige Kabinet ſei daher bis zu 
Abgabe der Befugniſſe an ſeinen Nachfolger voll verantwortlich. Der 
Miniſter erinnerte an die Verpflichtung der Nationalverſammlung zun 
Votirung der konſtitutionellen Geſetze und verlangt mit Nückſicht 
auf die bezüglichen Beſchlüſſe im Jahre 1873 die Vornahme der 2 Lefung 
Lucien Brun (Legitimiſt) führt aus, die Nationalverſammlung babe 
mit dem Geſetz vom 20. November 1873 nur die Verlängerung der 

Gewalten Mae Mahons beabſichtigt und keine weiteren Verpflichtun⸗ 

gen übernommen. Der Redner verherrlicht Chambord und die Glie⸗ 
der des Hauſes Ocleans. Brun ſchließt: „Laſſen wir die konſtitutio⸗ 
nellen Geſetze bei Seite, berathen wir das Preßgeſetz und andere Gr 

fege, die Mac Mahon die Mittel gewähren, die Ordnung aufrecht zu 
erhalten.“ Broglie erinnert daran, daß Mac Mahon die Exekutivge⸗ 
walt auf 7 Jahre unwiderruflich übertragen worden ſei und fordert 
daher zur zweiten Leſung der Vorlage auf. Nach weiteren Reden 
Berenger's, Jules Favre's und einer nochmaligen Erklärung des In⸗ 
nenminiſters beſchließt die Nationalverſammlung mit 557 gegen 146 
Stimmen, die zweite Berathung der Vorlage vorzunehmen. a 


REN RENTE TERN LIVE ERTL UT EEE ARTEN 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 
Breslau, 22 Januar, Nachmittags. (Getreidemarkt). Spiritus 
pr. 100 Liter 100 pCt. pr. Jim. 53, 90, pr April⸗Mai 55, 10 Sr 2 
3 Weizen pr. April⸗Mat 180, 00. Roggen pr. Januar 
pr. Januar ee Abr 0 1 154 900 We Neal Duni 
. „ 00, pr. April⸗Ma „ 00, pr. uni 
Zink feſt. Wetter: 4 een ee a 
Bremen, 22 Janugr. Petroleum (Stlußberidt). * 
white loco 11 Mt. — Pf. gefordert. Sehr feſt. Were e N 
Weizen loko flau, 


Hamburg, 22. Januar. Getreidemarkt. 
auf Termine matt. Roggen loco flau, auf Termine matt. Weizen 
126⸗pfo pr. Jan. 1000 Kilo netto 189 B., 187 G., pr. Januax⸗Februar 
1000 Kile netto 189 B., 187 G., Ri. April⸗Mai 1000 Kilo netto 
187 B., 186 G., pr Mai Juni 1 Kilo netto 188 B., 187 0 . 
Roggen pr. Januar 1000 Kilo netto 158 B., 156 G., pr. Januar⸗ 
Februar 1000 Kilo netto 158 B., 156 G., pr. April⸗Mai 1000 Als 
netto 149 B., 148 G., pr. Mar Juni 1000 Kile netto 148% B., 147% G. 
Hafer und Gerfte flau. Rüböl ruh., loco und pr. Januar 56, 
pr. Mai pr. 200 Pfd. 56 Spiritus feſt, pr. Januar 44, pr. 
Febr.⸗März 44, pr. April⸗Mai 45, pr. Mai⸗Juni pr. 100 L. 100 pCt. 
45%. Kaffee ruhig, Umſatz 1500 Sack. Petroleum ruh. Stan 
dard white loke 11,208, 1,00 G., pr. Januar 11, 00 G., pr. 
. 10, 70 Gd, pr. Aug.⸗Dezember 11, 40 Gd. — Wetter: 

eränderlich. 79 

Köln, 22. Januar. Nachmittags 1 Uhr. (Getreidemarkt). Wetter 

Kälter. Weizen feſter, hieſiger loco 20, 30, fremder loko 20, 00 
pr. Mat 18, MW. Roggen feſter, hieſiger lols 

pr. März 15, 20, pr. Mat. 14, 90 Hafer loco 20, 00 
10, Nüb öl höher, loko 30, 20, pr 

Paris, 21. Januar Nachmittags. (Produktenmarkt.) (Schlußber 


pr. Mai⸗Auguſt 26, 00. 
Februar 19 25. Mehl 


4 R N ee N e . 8 9 ** l EN Me he ed * FD n * 9 n * A 
Win: , Barometer 7,1. Thermor | N 23 57 50 Im a N Nan u An. Im. du, We dug Noggenmed. Nr. 0 2,50 23 50 Nm., Nr. 5 per 


5 22. Januar. Wind 
er früh ＋ 20 R — 14,50 Rm. n 100 Kilogr. Brutto unverſt. == Sad. — Rog ehl Nr. 0 u 1 per 
Fin 1 haben auch vom 2 75 kaum etwas Anderes zu [ Qual. 11 1 Hafer loko per 1000 Kilogr. 10010 Rm nach Qual. 100 Aged. Ben 10 werſt. in l N. Sack ver Dielen Monat 22 Rm bi. 
1 in als daß die Geſchäſtsſtille unverändert 3 Roggen y gef., oſtpreuß. 168—178 ruſſ 16417750, vomm. san nderm, 180-186, | Jan Febr. 22 Rm. by, Febr Din. 21.90 2195 Nm. bi, März April 
hat fi für die ſpäteren Sichten nur eben im Werthe zu behaupten | galiz. wi ungar. 162-174 ab Bahn de ar dieſen Monat Jon. 21.85 Rm. bz., Abril bal 21,85 Rm. bz., ER Rn 2, 70 m, Ds 
1 nahe Lieferung mußte bei nur winziger Frage deſſer beyabit ge r. —, Frübjahr 172 5 bz., Mai⸗Juni 167, ae 167 Rm. b3., | Juni Juli do. u. H 3.) 

27 dale en 7 n 8g e En: Aa 17-284 R nen Futt 177186 N ch Qual — eteoro tunge oſen. 
igner erzielen feſte Preiſe — Roggen m eßt ziem eſt.— I 197— m. nach Qual., Futterwaare 177— m. na ua 
dae . 84000 pur Umſatz. N 1000 er: EURE Kaps ver e ng I 0 100 Kinn Io 17 0 1 Ny a — ne er —— 

m per 1 8 oko unter dem Druck ans | 62 Rm. bz. — er ser. loko ohne Fa B., m R | NE en, . ind. orm 

8 51 zeitlicher Zufuhr ferner im Werthe etwas gewichen. — Faß —, per dieſen Monat 54,5 Nm bz. Jan Febr. bo. a — |iher ver Sie | 5 — | — | TB 
KRüböl ſehr eu Meiſe nominell etwas kaum verändert. — Spiri⸗ 


55,5 Rm. bz., Mal Juni 56 Rm. bz., Sept. Okt. 59 —ı Bei) 22 ‚IR . — SW 2 . 
tus hat ſich bei beſchränktem Verkehr im Werthe wenig verändert. Je A raffin. (Standard white) per au Kilogr. mit 5 tot 2 50 2, = Abnds 10 3 10 — 96 SW 3 MN 
5 15 e 10,000 Liter. Ründigungspreis Rm. 55 = Man 23 f. dieſen We ae 2 N e r 9 - Morgs. 6 27 7,43 — 34 NW beiter. Ss, 
per er Fehr. Rm. bz., Sept.⸗Oktober m piritus per S 5 ; ; 
Weizen loko per 1000 Kiloar. 165-207 Am. nach Dual. din 00 Liter a 100 pet = 10,000 pCt. lolo ohne Faß 512 Rm bz., der . 33,5 Basic Rahiaol aut ben Almebaaiini 
Dielen Monat --, loko mit Faß —, per dieſen Monat 55 Rm b;. , Jane FVV ! ee 


7, Meal. per dieſen Monat , Jan ⸗Febr. —, April Meat HR 

1 1 hal 18550 Rm nom., Juni⸗Juli 187 Rm. bz. 19 50 

Ar fo per 1000 Kilgr 153 171 Rt. nach Qual. gef., ruſſiſcher 18815 50 
ttnländ. 163-158 ab Bahn bz., per dieſen Monat 154 155 50 Rm. br, 


Febr. do., rige 57 Rm. bz, e 88 2 Nee 72 a gut Waſſerſtand der Warthe. 
583 Nm Bofen, am au Januar 1875 12 Uhr Mittags or Meter. 


Spekulationspaplere ruhig, cubig, Harten und d rheinländiſche Bahnen J Anglo⸗Auſtr. 129, 25. Auftro⸗ o⸗türkiſche —, —. Napoleons 8, 9116.5 Dr: 
a a feft behaupt katen 5, 25. Silberkoupons 105, 75. Eliſabetbbahn 188, 20 Ungariſche 
ae 75 — uß Den Bine; Bear, . ee 204%, Franzoſen Prämienanleibe 82, 50. Preußiſche Banknoten 1, 64 
ombarden „Nordwe 
frankfurt a. M., 22. Januar, Abends. [Effekten⸗Sozietät. ren Ban e bet 10,00 bid Stef 
e vera 218, n ae 78% . R A 190%, 50 Platzdistont 3% p 
5, Galizier „Silberrente ordweſtbahn „Bank⸗ t 
Aktien 860, Bapieriente 685, Abrechtöbahn , Elifabetbbahn 170 Konſels 9 Shen W%. . 


1 Weſtbahn —, Darmfädter Bankaktien — Ungar. Loo 4 5 proz. Ruſſen de 1871 100%. 5 Proz. Ruff. dei 15 100% Silber 57 


174 
$ Türk. Anleihe de proz. Türken de 51 GH. 
3 ee ar a n Vereinigt. A Ki 18 2 45 do. 5 pCt. fundivte 1025, Deßerrcic. 
Unionbant 101, 00 Norpwetbahn 115, 50, Lombarden 123, 50. Napo⸗ Silderrente 67%. Oeſterr Papierrente 63%. 
Still, ſchwankend 8, 22. Januar, Nachmittags 3 Uhr. Nuh. 
: Sehr animirt. Kreditakt. 227, 40, Bankaktien —, —, Schlußturſe] 3 an Rente 62, 00. Anleihe de 1872 100, 17 
zamın 294, 50, Galizier 238, 75, Lombarden 127, 75, Auglo⸗ Nau proz. Rente 66, 27%. Ital. Tabaksaktien —. Franzofen 658, 
11 138, 70, Unionbank 104, Nordweſtbahn —, —. mbard. Eiſenbahn⸗Attien 287, 50 Lombard. Prioritäten 243 75 
Wien 22. Januar. Schluß feſter. Deviſen amiehend. Türken de 1865 41, 30 Türken de 1869 279, 59. Türkenlooſe 120, 50. 
Nachböcſe. Matt, und ſtill. Kreditaktien 225, 00. Franzoſen 293. New⸗Fork. 21. Januar, Abends 6 Uhr. e öchſte 
5). Golizier 900 50 Anglo⸗Auſtr. 129, 50. Unionbank 192, 00, | Notirung 775 Goldagios 22571 niedrigſte 8585 Wechſel auf ee 
Zombarden 130, 00 in Gold 4 D. 87 C. 1 12%. ½ Bones de 1885 1184. » 
(Schlußcourſe.] Papierrente 69, 95. Silberrente 75, 45. 1854 er neue Sproz. fundirte 114%. / Bonds de 1887 113%. Exte-Bahn 255 
Looſe 103, 50. Bankaktien 913. 2 19.25 Kreditaktien | Zentral⸗Pacific 91. Nem-Pork Zentralbahn 102. Böutnimolien in 
720 75. Franzoſen 293. 75 Galzier 236, 25 Noroweftbahn 146 00. ew⸗Pork 15%. Baumwolle in New Orleans 14%. Mebl 4 0. 95 C. 
o. Lit. B. 70, 20 London 111, 25. Part 44. 25. Frankfurt 54, = Kaffıin. Petroleum 150 New Pork 12. do. Phadelpbta 118. 9 dhe 
Böhm. Weſibahn —, —. Kreditlooſe 164, 00 1860er Loofe 111, 80. | Frübſahrsweizen 1 P. 21 0, Mais (old mired) 63 C. Zacker (Fair 
Lomb. Eiſenbahn 128 00 1864er Looſe 138 00. Unionbank 101, 00 | refining Muscovados) 8. Kaffee (Rio⸗) 1814. Getreidefracht 10%. 


„ niſch Weſtfäliſch en Bahnen, von denen beſonders 3 Rheiniſche in 1 großen | zahlte ma man für diefe 0.60 M. Deport; Frangofen « gingen n glatt auf, 
Summen umgingen. Auch Cöln⸗ Mindener waren recht belebt und während auf Lombarden ein 11 5 von 840 M. lag. 
höher. Im Uebrigen blieb der Verkehr auf dem Eiſenbahnmarkt Die fremden Fonds und Renten hatten nur zu theilmeiie feſten 
ruhig, die Courſe feſt; Berlin⸗Anhalter waren ſteigend, Oberſchleſiſche] Courſen mäßige Un ätze für ſich. Türken waren belebt und höber, 
lebbaft. Sialiener, Oeſterreichuche 1860er Looſe x. waren ſchwächer; Nuſſiſche 
Leichte inländiſche Aktien hatten zu wenig veränderten Courſen nur | Pfundanleihen feſt und gefragt. 
e Geſchäft für ſich In deutſchen und p.cukiiwen Staatsfonds, ſowie in landſchaft⸗ 
Von fremden Eiſenbahnwerthen find Oeſterreichiſche Nebenbahnen lichen Pfand⸗ und Nen 'en⸗Briefen entwickelte ſich verhältnißmäßtg 
als ſchwach behauptet und ſtill zu verzeichnen; Galizier und Nord⸗ reges Geſchäft. Priornaten blieben feſt und u 1 7 eußiſche IK, 
weitbahn gingen etwas lebhafter um; Rumäniſche Stamm⸗Aktien | und 5 Prozent tbeilweiſe gefragt. Bergiſche 31% pCt. Lit. C. höher 
e bei etwas beſſeren Courſen ruhig. und belebt. — Bankaktien und Induftricpapiere batten nur in den 
Die Oeſterreichiſchen Spekulationspapiere waren feſt und mäßig | ſpekulativen Deviſen lebbafteres Geſchäft bei theilweiſe anziehenden 
lebhaft; Kreditaklien eher etwas beſſer. Im Prolongationsgeſchäfte ! Courſen für ſich. 


Breslau, 22 Januar. 
Abwartend. 
1 91. 00 de. junge —. Oberſchleſ. 142,25. R. Oder⸗ 
Ufer St. A. 112 50 do. do. rloritäten 113 25 Franzoſen 534.00. Lom⸗ 
barde 8 29050 Italiener —. Silberrente 68,75 Numänier 3300. Bresl. 
1 Biskentobant 83,50. do. Wechslerbank —. Schleſ. Bantv. 107,00. 
Kreditaktien 408 50. 8 126,00 Oberſchlef . —. 
Ye er Bankn. 1820 Ruſſ. Banfnoten 283,30 Schlef. Ber ans⸗ 
bank 9250 Ondeutſche Bank —. Breslauer Prov.⸗Wechslerb. —,—. 
Ss 90.00. Schleſiſche Zentralbahn —,—. Bresl. Oelf. —. 


Felegraphiſche Korreſpondenz für Jonds-Kurſe. 
55 a. M., 22. Januar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 


n e Londoner Wechſel 204,60. Pariſer Wechſel 81,40. Wie⸗ 
De 182,60. Franzoſen ) 267%. Böhm Weſtb. 171% Lombar⸗ 
a on“ 1124. Galiner 1 Eliſabetyhbahn 169 ½. Nordweſibuhn 133%. 
Kreditaktien 204½ *). Ruſſ. Bodenkredit 914. Ruſſen 1872 10% Silber: 
rente 68%. Papierrente 63%. 1860er Looſe 111% 1864er Looſe 295%, 
Amerikaner de 82 98%. nern 833%. zur Bankverein 
18 Frankfurter Bankverein 78 4 5 Wechslerbank 84%. Bank⸗ 
aktien 866. Meininger Bank Hahn'ſche Effektes 111%. 
Darmſtädter Bank 141,50. Brüßſcler Bank 102%. 


*) per medio reſp. per ultimo. 


Berlin, 22. Januar. Der günſtigen Tendenz des geſtrigen 
Börſenſchluſſes entſprach die heutige Börſe namentlich in Bezug auf 
lokale Speiulationswerthe, die zumeiſt etwas beſſer einſetzten und 
theilweiſe auf Deckungskäufe hin in recht feſter Haltung lebhaft ver⸗ 
kehrten. Auf internationalem Gebiete griff eine ziemlich. feſte Haltung 
Platz, obaleich die auswärtigen Notirungen ſehr ungünſtia eintrafen. 
Der Kapitalsmarkt zeigte wie ſeither ein ziemlich feſtes Gepräge für 
inländiſche Anlagewerthe auf, während die Caſſawerthe der übrigen 
Geſchäftszweiz e nur als ſchwach behauptet und wenig lebhaft bezeichnet 
zer lönnen. 

er Geldſtand bleibt wie ſeither flüſſig; im Privatwechſelverkehr 

none ſich das Diskonto auf 376 —3½ PCt. für erſte Deviſen. 
Im Vordergrunde des Geſchfte bewegten ſich heute die Rhei⸗ 


ar 
2 
8 
PR} 
de, 
a 
ar 
„| 
2% 
CR 


Italieniſche Anl. 5 67, B Nordd. Gr. Cr. A. B74 101,50 9 F Brieg⸗-Neiſſe 441 98,50 B ann. Altenbeken 5 24,90 B nduſtrie⸗Papiere. 
* ah 8 a 1 76,00 . 40 93, 75 G öbau-⸗Zittau 5 4 = 475 70 b 
Produkten —, J. . Sm 103,50 5 eättth-timburg  |4 — — E280 
70 6; Deter Keaitban e 416,50 9 Niederſchl. Zweigb. 37 79,75 G Bel 5 1 1 
50 bz Poſener Prov. > 4 105,00 G 1 1 05 B ae 5 Sa b. — 8 
Deutſche Bonds. 8 Bo. Prov. 1 8 1,00 G do. G lich 5 lingr Dapierfb. |—| 22,76 8 . 
5 770 2,90 8 Pr. Bod.⸗K.⸗A-B. 4 105,00 b: G do. M. En 100. ® „De 1. Pri j 0 5 0 : er: 
‚mjolidirte Anl. I 105,60 bz 60 bz do. Bankantheile 11 144,0 BEER Südbhn. 5 103,50 © agde a , ER . 
Stnats-Anleihe 99,50 8 ‚1864 2 29400 b do. Ctr.-Bd. 40pr. 5 120 2000 8 te Oder⸗Ufer 1. 5 103,10 G do. St. Her B. 7700 65 8 1 8 N 
4 0⁰ 99 5 Roftoder Bank 4 111,00 G Nein r. -Oblig. 5 — Magdeb-Leipzig. 4 230,00 63 8 en 2 5 * 
pn Sa e Bant, 1400 8 do. v. Staafe gar. J; 86,75 @ de., Lit. Bid] 98,25 © Erst Be . 2 0, 
4 300RL. bz Schleſ. 1 N 1107,00 do. III. v. 1858 u. 604 99,50 G Mainz-Ludwigsh. 4 118,00 b Erdmannsd. Spin. 5150 G 
ur. 40251. ObL) 227,0 © 50 Hſdbr il Eu. G Fe Bank 1 93,00 bz B do. 1862, 64, 65 4 99,50 G Münſter⸗Hammer 4 | 93,50 Eibing J. Eilenb. — 088 8 
zu. Neum. Schld. BE 94,00 b bo. an Dh. 1 325 50 G eimariſche Bank 1 81,50 dz Kabi. 103,00 B Niederſchl⸗Märk. 1 98,25 G Flora. B e 
igu.-Pfandb. 4 69,40 B Prß. Hyp. Verſicher. 4 128,50 bz B „En. 0300 8 Nerdh. Erf. gar. 4 re 5 | Borfter, Tuchfabrik — 43,95 © 
Nach- rn er Looſe 1 83,25 G In⸗ u. i Sg 45.100, B do. Stammpr. Gummifbr. Fonrob — 42.25 G 
Franz. Ant 7. 72.5 101, Obligationen. Thüringer 1. Ser. 1 94,00 B Oberheff. v. St. gar. f | 70 25 G Hannov. Maſch. G — 5 
Bukar. 20 Fres.⸗Lſe.— Tb; Aachen Maftricht 7 91,75 8 do. II. Ser. 4 1100,75 © ge Lt.A.C.u.D 35.141,70 6 (Egeftorf) 14 6 
Rumän. Anleihe 8 105,706; kl. 106% ‚ec 90 do. 1. Ser. 10 19579 55 Litt. B. 3132.00 Kön. u. Laurahütte — 1%, d 
| Ruſſ. Bodenkr. 9 1.50 b 99 2 do. IV. u. V. Ser. 4 100,75 G St „Staatsb. 5 185, 8 Königsb Fr 15 x 30,90 & 31, G 
do. do. Nicolai-Obl. Bf Aare. 75 101,00 & Galz. Carl-Ludwb 10 9340 G . Sidb.(omb.)5 27, b Me- Schl. Maſchin. a 
Kur- u. Neum. 35 57, 15 G ref. engl. . 9.625 1 (conv.) 4100, 5 Kaſchau⸗Oderberg 5 78,10 bz Oſtpeng Südbahn 4 5 70 bz W We a le) — 20,50 5; 
do. do. 4 9 b do. 3 2 Ser. 3 v. St g. 3 84.00 B Oſtrau⸗Friedland 5 76, 8 do. Stammpr. 5 | 73,40 M * 1 64. 63 
b. 5.5 do. It B 800 5 Ungar. e 66,0 G [Rechte Oberer 5 11100 5 ee ent 30,80 b. 
do. de IV. Ser. 4 9 G do. Oſtb 5 62,30 G do. Stammpr. 5 8, „30 bz hu t G 
* ee Ant. MV Selle 68 Eemberg e 190 0 me Den. 1 115 25 b Salle n Soolbab — 0 8 
. 5 „ eint 
5 15 Düſſekd⸗ ib. 1 51,75 G do. fl. E 4560 3 db. Lit. B. 5. Sg 1 92,25 8 . | Ka 15 
do. 65 Il. Ser 41 98,50 6 Mähr.Grenzbahn 15 | 69,60 C |Mhein-Nahebahn 4 | 20,10 bz Boilbankı Walw. — 26, © 
Türk. uh 15700 — Dortm. Soeſt | 91,50 9 Oeſterr.⸗Franz. St. 441320. B Ruff. Eiſb. v. St. gr. 5. 103,75 bz ollw.— 3 
a. che neu Id be. 08 b do. II. Ser. 14 18500 B Oeſtr. Nordweſtb. 5 8700 B Stargard-Pofen 30 100,60 bz Verſi xt. 
N do. 5 leine © do. (Nordbahn) 03,00 B a et Bh (Lb.) 3 248,00 B Rum. Eiſenba f 5 32,50 bz erſicherungs⸗Aktien. 
a Ane do. Looſe (ein) 95, ,@ e 4 1965 B ons Schweizer Weſtb. | 20,75 bz A.⸗Münch. F. V. G. — 7800 & 
Ungariſche Looſe — 170, 5 4710100 & 2 1376 101,50 G do. Union 4 10,30 bz Auch Rück⸗Verſ. G. — 1638 
4 12 B. 4401 G do. do. de 18700 102,50 G . 4 109,25 bz Allg Eiſenb. Vf.. — 1440 & 
Bank⸗ 7 Kredit⸗Aktien und] Berlin⸗Görliz 5 103,25 G do. do. de 187/86 104,50 G 1 90,00 bz Berl. Sd. u. W. B G. — 795 
Antheilſcheine. Val Hani 1 94,25 G Czarkow ·Azow x 99,60 G Tamines enden! 7,10 bz do, Feuer⸗Verſ. G. — 1010 G 
Bk. f. Sprit- Wrede) 7 59 80 bz G I. Em. 4 | 94,0 G Jelez-Woroneſch 99, © Warschau Wiener 5 261,40 bi do. Hagel-Aff.⸗ G — 476 ® 
Barm. Bankverein 5 88,50 bz G Be pi. M 10. Koz e 100,25 G do. Lebens- B.- G. — 1935 G 
Berg.⸗Märk. Bank 4 79,50 B Lit A Bu 93,00 G Kurgk⸗ Charkow 5 99,50 G Colonia, F.⸗V.⸗G. — 5800 & 
Walz Bank G do. Lit. 0 9200 & Kurſk. Kiew 5 100,25 8 Gold, Silber u. Papiergeld. Concerdia s. B. G. — 1986 & 
Berl.⸗Stett. II. Em. 4 93,75 B Mosko⸗Riäſan 5 101,20 Deutſche F.⸗V.⸗G. — 570 & 
do. MM. Em f | 93,75 8 RiäfanKozlom 5 100,30 G Louisdor n 42 — do. Trſp.⸗V⸗G. — 420 G 
do. IV. S. v. St. g. 43 103,20 G Schuja⸗Iwanow 5 99,40 G Souvereigns 2 20,45 9 Dresd. u: „Trſ.⸗B. — 810 @ 
3, bz do. VI. Ser. do. 1 93,50 B ace 5 29,00 bz Napoleonsdor — 16,29 Düffeldorf. do. — 1050 G 
do. Prod. u. Hdlebk. 33 87, br G Bresl.-Schw.⸗Frb. 4 98,50 B kleine | 99,50 © Sollen, — 419 8 Elberfeld. JVB. G. 2400 G 
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Finnl. 10 Tbl. Looſe — 38,00 


Druck und Baan von W Decker u. Comp. (C. Nöte in Polen. 


